
Rundbrief

C
hr

ist
en für gerechte

CGWW
irtschaftsordnung 

e.
V.

Akademie

 Solidarische Ökonom

ie

14/2 Juni 2014

Jeder gibt, was er kann – jeder 
nimmt, was er braucht
Gibt es eine christliche Vision von 

gerechtem Wirtschaften?

Viele Gruppen, die an Alterna-
tiven für mehr Gerechtigkeit im 
menschlichen Zusammenleben 
(auch im wirtschaftlichen Zusam-
menleben) arbeiten, berufen sich 
unter anderem auf den Konzilia-
ren Prozess mit seinen Zielen Ge-
rechtigkeit, Frieden und Bewah-
rung der Schöpfung. Manche be-
rufen sich auch auf Jesu Christi 
Vision einer gerechten Welt. Ar-
beiten wir (CGW, ASÖ und vie-
le andere) nicht daran, diese Vi-
sion schrittweise zu verwirkli-

chen? Eine Ökonomie des Rei-
ches Gottes?

Was für eine Vorstellung haben 
wir eigentlich von dieser Visi-
on? Es beginnt mit der Frage: 
Was bedeutet bzw. was ist ge-
recht? Konkrete Angaben dazu 
werden wir in den Evangelien 
(also von Jesus) vergeblich su-
chen, weil die Fragen, zu denen 
wir gerechte Antworten suchen, 
aus den von uns Menschen ge-
machten Ordnungen kommen. 
Seht selbst, wie ihr mit diesen 
Fragen klar kommt – so könn-
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te man Jesu Antwort auf die Frage 
„Ist es recht, dass man dem Kaiser 
Steuer entrichtet, oder nicht?“ deu-
ten. Das Geld kommt vom Kaiser, 
nicht von Gott, deswegen „gebt dem 
Kaiser, was dem Kaiser gehört, und 
Gott, was Gott gehört!“ (Matthäus 
22, 17-21).

Bibel, Kirchen, 
Zinswirtschaft

Ein Beispiel ist die Frage: Ist es ge-
recht, Geld gegen Zins zu leihen? Ro-
land Geitmann hat in seinem Vortrag 
Bibel, Kirchen, Zinswirtschaft, www.
cgw.de/pdf/geitmann-bibelkirchen-
zins.pdf vieles zur Frage des Zins-
nehmens zusammengestellt, aber 
schon darauf hingewiesen, dass Je-
sus Christus in seinen Forderungen 
viel weiter geht, als nur Zinsneh-
men abzulehnen. 
In seiner Bergpredigt sagt er:
„Vielmehr liebet eure Feinde und tut 
Gutes und leihet, ohne etwas zurü̈ck 
zu erwarten. Dann wird euer Lohn 
groß sein und ihr werdet Söhne des 
Höchsten sein.“ (Lukas 6, 35). Da-
mit wird das Verbot des Zinsnehmens 
als selbstverständlich vorausgesetzt 
und darüber hinaus gefordert, ge-
gebenenfalls auch auf die Rückgabe 
des Geliehenen zu verzichten. Dies 
wird noch deutlicher bei der Wieder-
gabe der Bergpredigt bei Matthäus 
(5, 38 ff.), wo das Thema „Borgen“ 
im Zusammenhang mit der Auffor-
derung angesprochen wird, nach 
einem Schlag auf den rechten Ba-
cken auch den anderen darzubieten 
sowie dem, der den Rock will, auch 
den Mantel zu lassen. Anschließend 
heißt es: „Gib dem, der dich bittet, 
und wende dich nicht von dem ab, 
der von dir borgen will!“ (5, 42).
Dass materielles Gewinnstreben 
und Christus-Nachfolge unverein-
bare Gegensätze sind, wird an vie-

len Stellen deutlich, etwa in dem 
Ausspruch, dass ein Kamel leich-
ter durch ein „Nadelöhr“ gehe (wo-
mit ein Fußgängertor gemeint ist), 
als dass ein Reicher ins Reich Got-
tes komme (Matthäus 19, 24), und 
in dem markanten Satz: „Ihr könnt 
nicht Gott dienen und dem Mam-
mon.“ (Matthäus 6, 24)

Sorgt nicht um euer 
Leben, was ihr essen 
und trinken werdet

Die Gegensätze, die man in der Bibel 
findet, sind tatsächlich eine Heraus-
forderung. So ist Gottes Verheißung 
nach der Vertreibung aus dem Para-
dies ziemlich deutlich: Im Schwei-
ße deines Angesichts wirst du dein 
Brot essen ... (1. Moses 3, 19). Viel 
später sagt uns Jesus dagegen: Seid 
nicht besorgt für das Leben, was 
ihr essen, noch für den Leib, was 
ihr anziehen sollt. ... (Lukas 12, 22 
oder ähnlich in Matth. 5, 25– auf 
den o.g. Vers folgend). Bei Lukas 
folgt der entsprechende Satz später, 
deutlicher. In Lukas 12, 33-34 heißt 
es: Verkaufet eure Habe und gebet 
Almosen; machet euch Säckel, die 
nicht veralten, einen Schatz, unver-
gänglich, in den Himmeln, wo kein 
Dieb sich naht und keine Motte ver-
derbt. Denn wo euer Schatz ist, da 
wird auch euer Herz sein.
Ähnliches sagt Jesus auch dem rei-
chen Jüngling (Matth. 19, 21-22): 
„Willst du vollkommen sein, so geh 
hin, verkaufe, was du hast, und gib‘s 
den Armen, so wirst du einen Schatz 
im Himmel haben; und komm und 
folge mir nach!“ Als der Jüngling 
das Wort hörte, ging er betrübt da-
von; denn er hatte viele Güter.
Gerechter Umgang mit Geld ist für 
Jesus offensichtlich kein Thema. 
Vielleicht, weil Geld in seiner Ei-
genschaft als Wertmaßstab dazu ver-

führt, (fast) alles in Geld zu messen. 
Damit werden wir weder Gott noch 
seiner Schöpfung und unseren Mit-
menschen gerecht.

In der Apostelgeschichte können wir 
lesen, dass die ersten Christen Jesu 
Anregungen tatsächlich umgesetzt 
haben. In Apg 2,44-46: Und alle, 
die gläubig geworden waren, bil-
deten eine Gemeinschaft und hat-
ten alles gemeinsam. Sie verkauften 
Hab und Gut und gaben davon al-
len, jedem so viel, wie er nötig hat-
te. Tag für Tag verharrten sie ein-
mütig im Tempel, brachen in ihren 
Häusern das Brot und hielten mit-
einander Mahl in Freude und Ein-
falt des Herzens.

In Apg 4,32-35: Die Gemeinde der 
Gläubigen war ein Herz und eine 
Seele. Keiner nannte etwas von dem, 
was er hatte, sein Eigentum, son-
dern sie hatten alles gemeinsam. .... 
Es gab auch keinen unter ihnen, der 
Not litt. Denn alle, die Grundstü-
cke oder Häuser besaßen, verkauf-
ten ihren Besitz, brachten den Er-
lös und legten ihn den Aposteln zu 
Füßen. Jedem wurde davon so viel 
zugeteilt, wie er nötig hatte.

Jeder gibt, was er kann – 
jeder nimmt, was er braucht

Wenn wir das wirklich so machen 
würden, wie Jesus es vorschlägt - 
wozu brauchen wir dann noch eine 
solidarische Ökonomie im Sinne 
der Akademie, die gerechte Wirt-
schaftsordnung der CGW, oder an-
dere Alternativen, mit ihren vielen 
Regeln, Prozeduren und Verfahren? 
Brauchen wir dann überhaupt noch 
Geld? Geld hat doch nur den Zweck, 
sicherzustellen, dass ich dir nicht 
mehr gebe, als ich von dir bekom-
men habe. Dabei merken wir immer 
wieder, wie schwierig in vielen Fäl-

http://www.cgw.de/pdf/geitmann-bibelkirchenzins.pdf
http://www.cgw.de/pdf/geitmann-bibelkirchenzins.pdf
http://www.cgw.de/pdf/geitmann-bibelkirchenzins.pdf
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Liebe Leserinnen und 
Leser,

ein Schwerpunkt in diesem 
Heft hat sich eher zufäl-
lig ergeben: Die lange Ge-
schichte alternativer Impul-
se für unser Gesellschafts- 
und Wirschaftssystem. Der 
Leitartikel geht zurück in die 
Zeit Jesu, Albrecht Grüs-
ser zeichnet die Geschich-
te des Grundeinkommens 
– einschließlich der Ge-
schichte der Einwände da-
mals und heute.

Gerade für die Transforma-
tion, den Übergang zu ei-
nem anderen Wirtschafts-
system, die wir uns sicher-
lich alle wünschen, sollten 
wir uns noch viel mehr mit 
diesen Einwänden beschäf-
tigen. Was hindert uns und 
unsere Mitmenschen da-
mals bis heute daran, sol-
che Alternativen anzuneh-
men und umzusetzen?

Die Gedanken zum Grund-
einkommen werden ergänzt 
durch die Fortsetzung des 
Themas Arbeit von Nor-
bert Bernholt: Nicht das‚ 
Geld sondern die Arbeit 
ist knapp.

Viele Anregungen und Er-
kenntnisse beim Lesen 
wünscht

Rudolf Mehl

len die Verrechnung bzw. gerechte 
Wertermittlung ist.

Alternative Denkansätze entspre-
chen der urchristlichen Vision von 
Gerechtigkeit wesentlich besser: Je-
der gibt, was er kann – jeder nimmt, 
was er braucht ist die Kurzfassung 
des Prinzips, dass jeder und jede 
seine und ihre Gaben oder Talente 
möglichst gut zum Wohle aller ein-
bringt, und das dadurch Geschaffe-
ne nach den individuellen Bedürf-
nissen individuell verteilt wird– un-
abhängig davon, was jeder oder jede 
eingebracht hat. Dann brauchen wir 
keinen Generationenvertrag (Rente, 
Kindererziehung), keine Sonderbe-
handlung von nicht Arbeitsfähigen 
(z.B. Kranken und Behinderten), kei-
ne Einteilung von Arbeit in bezahl-
te Lohn- bzw. Erwerbsarbeit, unent-
geltliche Eigenarbeit, ehrenamtliche 
Gemeinwohlarbeit, keine Diskussi-
on über die Bewertung von Pflege-
leistungen und anderen Dienstleis-
tungen und vieles andere mehr.

Aus dem christlichen Menschenbild 
heraus ist dieses Prinzip eigentlich 
selbstverständlich. Schließlich sind 
meine Talente und Fähigkeiten Ga-
ben Gottes, Teil von Gottes Schöp-
fung, genauso wie der Boden und 
alle anderen natürlichen Ressour-
cen. Mit welchem Recht privatisie-
re ich den Gewinn daraus?

Die meisten Familien kommen die-
sem Prinzip schon ganz nahe. Ver-
gleichen wir z.B. die Bedürfnisse 
zweier Jugendlicher. Die eine liest 
gerne – da reicht ein Gutschein für 
die Bücherei. Der andere betätigt 
sich gerne draußen, benötigt dafür 
die entsprechende Ausrüstung und 
verschleißt eine Menge Klamotten. 
Was ist da gerecht? Für Einkommen 
nach Bedürftigkeit gibt es heute 
schon Beispiele, z.B. für Menschen 
mit besonderem Hilfebedarf, Men-

schen mit geistiger, seelischer und 
körperlicher Behinderung.

Schritte auf dem langen Weg

Keine Frage: Es handelt sich um eine 
Vision, von der wir heute noch ganz 
weit weg sind. Aber es macht einen 
Unterschied, ob wir unser Ziel darin 
sehen, die z.B. in Kapitalimus und 
dann beschriebenen Maßnahmen 
umzusetzen, und glauben, dann hät-
ten wir die Vision realisiert – oder 
ob wir die Maßnahmen nur als klei-
nen, aber sinnvollen Schritt in Rich-
tung dieser Vision sehen, den man 
vielleicht auch überspringen kann.

Eine Vision vom Paradies und wie 
wir dort miteinander umgehen, wäre 
auf jeden Fall hilfreich (sofern man 
an das Paradies glaubt): Brauchen 
wir dort wirklich noch Geld?

Konkrete Hürden und Widerstände 
auf einem solchen Weg zeigen sich 
immer wieder an konkreten Projek-
ten. Die Idee eines Grundeinkom-
mens z.B. ist schon vor vielen hun-
dert Jahren entstanden, die Wider-
stände aber noch  nicht überwun-
den. Auch die Geschichte der Ge-
nossenschaftsbewegung zeigt Hö-
hen und Tiefen.

Wahrscheinlich ist uns noch viel zu 
wenig bewusst, was uns Menschen 
wirklich antreibt. In unserem Leben 
und dem so vieler Mitmenschen ge-
schieht einfach so viel, das uns kon-
ditioniert und motiviert - so viel 
Unbewusstes (Hunger nach Liebe 
und Anerkennung, Enttäuschungs-
wut, ..) dass wir noch viel viel mehr 
vor allem in unserem Miteinander 
(einfach) üben müssen, uns das be-
wusst zu machen und Schrittchen 
für Schrittchen in uns selbst abzu-
bauen. Die Hoffnung stirbt zuletzt.

Rudolf Mehl
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Was ist mit dem 
Interbankengeld?

Antwort auf Franz Grolls Stellungnahme zum 
Buch: Das dienende Geld im letzten Rundbrief

Ein herzliches Dankeschön an Franz 
Groll für seine Stellungnahme zum 
Buch „Das dienende Geld“ im Rund-
brief März 2014 S. 27. Die darin auf-
geworfenen Fragen sind gewiss von 
allgemeinem Interesse, und so möch-
te ich hier kurz darauf eingehen.

Per Definition umfasst Interban-
kengeld die Menge der Forderun-
gen und Verbindlichkeiten inner-
halb des Bankensektors (Ottmar Is-
sing). Gemeint sind Guthaben, wel-
che sich Geschäftsbanken in Form 
von Krediten gegenseitig gewäh-
ren. Nun darf man sich freilich nicht 
vorstellen, es handele sich dabei um 
ein „anderes Geld“, sozusagen nur 
für den Bankengebrauch. Nein, es 
geht vielmehr um einen „anderen 
Topf“: Die Interbankkredite und 
daraus erwachsende Guthaben zäh-
len nicht zur volkswirtschaftlichen 
Geldmenge und nicht zum Giralgeld 
(vgl. die auf S. 41 wiedergegebenen 
Definitionen der Bundesbank). Sa-
lopp formuliert: die Differenz zwi-
schen der Geldmenge (M3 plus län-
gerfristige Anlagen) und der Bilanz 
des gesamten Bankensektors besteht 
hauptsächlich aus Interbankengeld. 

Der Summe der Interbank-Gutha-
ben steht im gesamten Bankensek-

tor eine gleich große Summe an In-
terbank-Krediten gegenüber; beide 
Größen ergänzen sich zu null. D.h., 
die entsprechenden Guthaben ent-
stehen wirklich per Kreditvergabe 
zwischen den Banken. Aber woher 
nehmen die Geschäftsbanken die 
Liquidität für diese Kreditvergabe?

Wenn man sich in Abb. 5 auf S. 31 
die Bundesbankdaten des gesamten 
Giralgelds ansieht, dann wird deut-
lich, dass es weder überschüssiges 
Spargeld noch andere Giralgeld-Gut-
haben gibt, welche die riesige Men-
ge Interbankengeld speisen könn-
ten. Denn die Summe aller Gutha-
ben der Nichtbanken wird in nahe-
zu gleicher Höhe als Kreditschuld 
an das Publikum wieder ausgereicht 
(„Schuldgeld“). Giralgeld-Gutha-
ben kommen somit als Quelle für 
das Interbankengeld nicht infrage. 
In einem E-Mail-Austausch mit Jo-
seph Huber haben wir andere denk-
bare Quellen diskutiert, z.B. Zent-
ralbankkredite oder Banken-Eigen-
kapital. Doch auch die reichen men-
genmäßig keineswegs hin (S. 45). Es 
bleibt wohl bei der Annahme, dass 
die rasant zunehmende Menge an 
Internbankengeld vor allem durch 
Hebeln von Krediten entstanden ist 
(S. 46f.). Tatsächlich gab es auf dem 
Höhepunkt der Finanzkrise enorme 
Hebelraten, so stand z.B. das 59-Fa-
che des Eigenkapitals in der Bilanz 
der Deutschen Bank! 

Es ist natürlich trotzdem richtig, dass 
gespartes und nicht in der Realöko-
nomie investiertes Giralgeld in die 
internationalen Finanzmärkte fließt 

und dort zur Spekulation verwendet 
wird. Gemäß obiger Definition mu-
tiert es dabei aber nicht zu Interban-
kengeld, sondern es bleibt Giralgeld 
und Bestandteil der Geldmenge. In 
der Abschätzung auf S. 44 zeigen 
wir die Anteile des überwiegend 
zur Spekulation eingesetzten Kapi-
tals in Deutschland 2012: 3,9 Bill. 
Euro aufseiten des Interbankengelds 
sowie 3,6 Bill. Euro aufseiten des 
Giralgelds (einschl. Schattenbank-
Bilanz). Das bedeutet nichts ande-
res, als dass die weithin übliche Be-
trachtung der volkswirtschaftlichen 
Geldmenge allein – also einzig des 
Giralgelds – nur 3,6 von insgesamt 
7,5 Billionen Spekulations-Kapital 
überhaupt sichtbar macht. Kurz: wer 
das Interbankengeld nicht anguckt, 
hat nur die Hälfte gesehen.

Franz Grolls zentraler These, wo-
nach zusätzliches Geld zum größ-
ten Teil dadurch entsteht, dass mehr 
Leistungen erbracht werden als kon-
sumiert wurden, stimmen wir selbst-
verständlich zu. Etwas anders for-
muliert: Alle von Banken geschaffe-
nen geldwerten Ansprüche müssen 
am Ende durch Liquidität gedeckt 
sein. Das gilt für Giralgeld ebenso 
wie für Interbankengeld:

a) Für das Schaffen von Giralgeld 
durch Geschäftsbanken bilden län-
ger laufende Einlagen (Ersparnis-
se) eine wesentliche Grundlage; wir 
zitieren dazu die Bundesbank auf 
S. 36. Ja, Sparen ist der wichtigste 
Beitrag zur Geldmengenerhöhung! 
Und wir weisen auf S. 37ff. expli-
zit darauf hin, dass sich die angeb-

Was macht die Zahlen auf unseren Konten eigentlich zu Geld? Wenn Geld  
der Gegenwert unserer wirtschaftlichen Leistungen ist, warum wachsen  
mit den Geldmengen dann immer auch die Schulden? Weshalb muss  
selbst der Staat sich verschulden, wenn er für zusätzliche Leistungen  
neues Geld in Umlauf bringt?
Solche Fragen geraten bei der Betrachtung unserer Wirtschaftsweise  
gewöhnlich nicht in den Blick. Wir haben uns daran gewöhnt, Geld als  
etwas anzusehen, das anscheinend für uns »arbeitet« und Zinsen und  
Renditen »erwirtschaftet«, als habe es ein Eigenleben. Dabei muss sich  
die Geldmenge permanent erhöhen – und die gesamte Wirtschaft ist  
gezwungen, mitzuwachsen.
Wenn wir eine Alternative zum Leitbild »Wachstum« formulieren wollen,  
müssen wir also – so die These der Autoren – die Funktion und die  
Wirkung unseres Geldsystems in den Fokus rücken. Nur ein grundlegender 
Wandel vom alles beherrschenden zum dienenden Geld kann den Weg zu  
einer Wirtschaft ohne Wachstumszwang ebnen.

Harald Bender, Politikwissenschaftler und Soziologe, lehrte an der Universität 
Heidelberg zu Fragen des sozialen Wandels und sozialer Bewegungen.  
Er ist Gründungsmitglied der Akademie für Solidarische Ökonomie und  
heute freiberuflich im Bereich neuer Medien und in der Politikberatung tätig.
 
Norbert Bernholt studierte Volkswirtschaft, Wirtschaftspädagogik und  
Theologie in Göttingen. Er unterrichtet an einer kaufmännischen Berufsschule 
in Lüneburg und ist darüber hinaus  als Geschäftsführer der Akademie  
Solidarische Ökonomie tätig.

Klaus Simon ist Informatiker. Er arbeitete in einem energetischen Institut
und war seit 1986 EDV-Leiter in einem Thüringer Industrieunternehmen.  
Seit 2009 ist er Mitglied der Akademie Solidarische Ökonomie.

Akademie Solidarische Ökonomie (Hrsg)
Harald Bender, Norbert Bernholt, Klaus Simon

Das dienende Geld 
Die Befreiung der Wirtschaft  
vom Wachstumszwang
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liche Giralgeldschöpfung aus dem 
Nichts in den Daten gar nicht fin-
den lässt. Es gibt kein Giralgeld aus 
dem Nichts. Vielmehr verlangt das 
Schaffen von Giralgeld Liquiditäts-
reserven der Geschäftsbanken, die 
– über den gesamten Bankensektor 
gesehen – auf Giralgeld-Guthaben 
und Zentralbank-Krediten beruhen. 

b) Auch das Schaffen von Interban-
kengeld ist natürlich an Liquiditäts-
voraussetzungen gebunden, z.B. an 
Gold- oder Wertpapierbestände im 
Besitz der kreditnehmenden Ge-
schäftsbanken. Auf die Sicherheit 
künftiger Gewinne aus Wertpapie-
ren hebelt also A-Bank ihr Kapi-
tal vermöge eines Kredits von B-
Bank, kauft davon weitere Wertpa-
piere, nimmt darauf Kredit bei C-
Bank – usf. 

Das Hebeln ist auch außerhalb des 
Bankensektors – also beim Giral-
geld – gängige Praxis und hat mit 
der Spezifik von Interbankengeld 

nichts zu tun. Jede Person und jedes 
Unternehmen kann auf die Sicher-
heit von Wertpapieren Kredit neh-
men, davon wiederum Wertpapiere 
kaufen usw. Wenn allerdings in sol-
chen Kreditkaskaden an einer Stel-
le die Gewinn-Erwartung platzt, so 
muss die entstehende Liquiditäts-
lücke nachträglich gefüllt werden. 
Geht das nicht, sind die Beteiligten 
pleite. Nicht anders war es im Fal-
le des Interbankengeldes während 
der letzten Finanzkrise. Es flossen 
nachträglich Billionenbeträge von 
EZB und Steuerzahlern an die eu-
ropäischen Geschäftsbanken – ge-
nau wie es Hans Christoph Bins-
wanger beschreibt: „Die Zentral-
banken mussten und müssen immer 
noch bei einem konstanten niedri-
gen Refinanzierungszins den Ban-
ken das gewünschte Zentralbank-
geld praktisch ohne Limite zur Ver-
fügung stellen. Dabei haben die Ban-
ken in ihrem Selbstverständnis als 

Unternehmen die Pflicht, die Ren-
ditegesichtspunkte in den Vorder-
grund zu stellen“ (aus: Dienendes 
Geld, S. 47). Und übrigens: Inner-
halb der volkswirtschaftlichen Geld-
menge sucht man die Ankunft die-
ser erheblichen Zentralbank-Beträ-
ge vergeblich.

Erst unter Einbeziehung des Inter-
bankengeldes lassen sich Ausmaße 
und Ursachen der letzten Finanz-
krise erkennen. Wir möchten des-
halb jede und jeden einladen, sich 
dazu einen Überblick zu verschaf-
fen: z.B. auf nur 38 Seiten im o.g. 
Buch. Das Thema mag auf den ers-
ten Blick etwas theoretisch anmuten. 
Doch es ist aufregend praktisch, die 
Zusammenhänge rund um das Geld 
zu verstehen. Denn anders als das 
Wort „letzte Finanzkrise“ glauben 
macht, war dies noch gar nicht die 
letzte Finanzkrise.

Klaus Simon

Impressum
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Grundeinkommen früher und heute
Geschichte, Erfahrungen und Einwände – Vortrag auf der CGW-Jahrestagung

Als ich vor einem Jahr bereit war, 
dieses Thema für die diesjährige Ta-
gung zu bearbeiten, ahnte ich nicht, 
durch welch eine Menge an Informa-
tionen ich mich würde durchkämp-
fen müssen. Wenn man die hierzu er-
schienenen Veröffentlichungen, die 
Website www.archiv-grundeinkom-
men.de oder auch nur die Website 
des Netzwerk Grundeinkommen be-
trachtet, resigniert man fast, zumal 
Bücherschreiben nicht zu meinen 
herausragenden Fähigkeiten zählt.

Wie kam ich dazu? Als ich vor ei-
nigen Jahren einen Vortrag mit an-
schließender Diskussion mit dem 
Gründer der dm-Drogeriemarktket-
te, Götz Werner, hörte, war ich der 
Ansicht, etwas ganz Neues kennen-
zulernen. Vielen Menschen mag es 
so ergangen sein. Tatsächlich aber 
ist der Gedanke schon viel älter. Da-
her werde ich nun stichpunktartig 
ein paar geschichtliche Stationen an-
führen. Wenn ich im Folgenden von 
Grundeinkommen rede, dann ist da-
mit das bedingungslose Grundein-
kommen (BGE) gemeint.

Die Geschichte des 
Grundeinkommens

In Thomas Morus’ Roman „Utopia“ 
(1516) wurde statt der Bestrafung 
von Dieben vorgeschlagen, allen 
Menschen des Landes eine Art Le-
bensunterhalt zu zahlen, um Dieb-
stahl vorzubeugen. Sein Freund Juan 
Luis Vives (1492–1540) entwickel-
te die von Thomas Morus stammen-
de Idee zu einem garantierten Mi-
nimaleinkommen weiter. Er hielt 
ein öffentliches Fürsorgewesen für 
wirkungsvoller als private Almosen. 
Die geforderte Hilfe war bei Vives 
allerdings an den Beweis eines Ar-
beitswillens gekoppelt.

Dieser Gedanke hatte später Ein-
fluss auf die Ideen von Montesqui-
eu (1689-1755): Der Staat schuldet 
allen seinen Einwohnern einen si-
cheren Lebensunterhalt, Nahrung, 
geeignete Kleidung und einen Le-
bensstil, der ihre Gesundheit nicht 
beeinträchtigt. Thomas Paine (1737–
1809), einer der Gründerväter der 
Vereinigten Staaten von Amerika, 

entwickelte in dem Essay Ag-
rarische Gerechtigkeit aus dem 
Jahr 1796 die Idee einer Boden-
pacht, die jedem Menschen ab 
dem 21.  Lebensjahr 15  Pfund 
Sterling pro Jahr Einkommen er-
möglichen  und außerdem jedem 
ab dem 50. Lebensjahr 10 Pfund 
Sterling pro Jahr. Die Zahlung 
nach dem 21.  Lebensjahr war 
allerdings als Teilausgleich für 
den Verlust des natürlichen Er-
bes durch die Einführung des 
Landeignersystems gedacht. Im 
Übrigen rechtfertigt der gleich-
berechtigte Besitz der Erde nur 
ein bedingungsloses Einkom-

men für alle, aber kein garantiertes 
Einkommen der Höhe nach.

Der englische Autor Thomas Spence 
(1750 – 1814), der sich für die Ver-
gesellschaftung von Grundbesitz 
einsetzte, kritisierte Paines Gedan-
ken als zu zaghaft. Spence war einer 
der ersten Agitatoren für die Gleich-
berechtigung von Frauen und Män-
nern. Mehr Beachtung fand jedoch 
sein Einsatz für ein Grundeinkom-
men aus Bodenpachten. In vielen 
seiner Schriften forderte er, dass das 
Eigentum an Boden an die Gemein-
den übergehen solle. Diese solle die 
Nutzungsrechte versteigern und aus 
den Einnahmen die Gemeindeaus-
gaben tätigen. Aus dem verbleiben-
den Geld solle eine Zahlung an alle 
Einwohner fließen, wobei jeder Ein-
wohner einen gleich hohen Betrag 
erhalten solle, ungeachtet seines Ge-
schlechts, seines Alters, seiner ge-
sellschaftlichen Stellung oder seines 
Vermögens. Diese Forderung recht-
fertigte er mit seiner Auffassung, 
dass jeder Mensch ein Grundrecht 
am Boden habe, der moralisch al-
len Einwohnern gehöre. Anders als 
Paine, der für einen ähnlichen Vor-
schlag warb, sah Spence jedoch eine 
regelmäßige Auszahlung vor. 

Bis zum frühen 19.  Jahrhundert 
stand die Selbstversorgung im Vor-
dergrund, weswegen der Besitz oder 
die Bewirtschaftung von Grund und 
Boden als Grundlage und Ausgleich 
unterschiedlich hoher Erträge (also 
Ernten) den Gedanken eines glei-
chen oder gleichmäßigen Einkom-
mens aufkommen ließ. Mit zuneh-
mender Industrialisierung haben So-
zialreformer Gedanken entwickelt, 
die auch nicht landwirtschaftlich ge-

Titelholzschnitt aus Thomas Morus‘ Roman Utopia. 
Quelle: Rudi Palla‚‘Die Kunst Kinder zu kneten‘, 
Frankfurt am Main: Eichborn Verlag 1997

http://www.archiv-grundeinkommen.de
http://www.archiv-grundeinkommen.de
http:///www.grundeinkommen.de
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bundene Arbeitsplätze zu berück-
sichtigen hatten. Der bekannteste 
Vertreter unter ihnen ist der franzö-
sische Schriftsteller Charles Fourier 
(1772 – 1837). In La Fausse Indus-
trie (1836) begründet Fourier, dass 
das Verbot fundamentaler Natur-
rechte, wie Jagen, Fischen, Früch-
te Sammeln oder das Vieh auf dem 
Gemeinschaftsbesitz zu weiden, da-
rauf hindeutet, dass die Zivilisation 
allen, die keine Möglichkeit haben, 
ihre Bedürfnisse zu decken, einen 
Lebensunterhalt schuldet.

1848 veröffentlichte der Belgier Jo-
seph Charlier seine Lösung des So-
zialproblems, die als erstes Konzept 
gesehen werden kann, das ein garan-
tiertes Grundeinkommen beinhaltet. 
Unter dem Namen Minimum schlug 
Charlier vor, jedem unbescholtenen 
Bürger eine quartalsmäßige (spä-
ter eine monatliche) finanzielle Zu-
wendung zuzubilligen, deren Höhe 
jährlich durch die Regierungsver-
treter festgelegt würde. Quelle soll-
ten ähnlich wie bei Spence die Er-
löse aus der Vergabe von Nutzungs-
rechten an natürlichen Ressourcen 
sein. Privateigentum an Grund und 
Boden war mit diesem Lösungsan-
satz nicht vereinbar. In einem späte-
ren Buch nennt er diese Zuwendung 
Staatsdividende. Dieses Programm, 
so argumentiert er, würde die Herr-
schaft von Kapital über Arbeit been-
den. Würde dies nicht zum Müßig-
gang ermutigen? Ein zweifelhaftes 
Glück für die Faulen: Sie werden le-
diglich mit einer minimalen Zuwen-
dung bedacht. Die Pflicht der Ge-
sellschaft geht nicht über die Zusi-
cherung eines fairen Anteils dessen 
hinaus, was von Natur aus zur Ver-
fügung steht, ohne jemandes Recht 
zu beschneiden. Alles über dem Mi-
nimum müsse verdient werden. 

Sein Zeitgenosse John Stuart Mill 
(1806 – 1873), der bekannte eng-
lische Ökonom, ging auf die For-
derung Fouriers auf ein ungeprüf-
tes Grundeinkommen ein, indem er 
vorschlägt, dass in der Verteilung ein 
bestimmtes Minimum für den Le-
bensunterhalt jedes Mitglieds der 
Gesellschaft, ob arbeitsfähig oder 
nicht, festzulegen sei.
Im 20. Jahrhundert wurden durch Jo-
sef Popper-Lynkeus (1838 – 1921) 
und den Jesuiten Herwig Büchele 
(geb. 1935) erste konkrete Konzep-
te vorgelegt. Ersterer fordert, in der 
Verteilung sei ein bestimmtes Mi-
nimum für den Lebensunterhalt je-
des Mitglieds der Gesellschaft, ob 
arbeitsfähig oder nicht, festzulegen.
In den 20er Jahren des 20. Jahrhun-
derts. kam in England, Australien, 
Kanada und Neuseeland die Social-
Credit-Bewegung zu einer gewissen 
Geltung, indem sie bei Wahlen nicht 
unerheblich Stimmen erhielt (in Neu-
seeland 21% und im Staat Alberta 
in Kanada 54%). Eine der Kernfor-
derungen war die Auszahlung eines 
Grundeinkommens (National Divi-
dend) an alle Bürger.
Erich Fromm plädierte 1955 in Wege 
aus einer kranken Gesellschaft für 
ein arbeitsunabhängiges Grundein-
kommen. Milton Friedman nahm 
1962 eine Idee von Abba P. Lerner 
(1944) auf und sah die negative Ein-
kommensteuer als Chance, gleich-
zeitig die Armut zu bekämpfen und 
sozialstaatliche Bürokratie und Miss-
brauchsvorwürfe zu reduzieren.
Richard Buckminster Fuller stellte 
1981 in seinem Buch Critical Path 
ebenfalls Überlegungen zu einem 
bedingungslosen Grundeinkommen 
an: Arbeitslosigkeit beruhe unmittel-
bar auf der technischen Möglichkeit, 
durch immer kleinere Maschinen im-
mer mehr Arbeit zu erledigen. Nach 

Auffassung des US-Ökonomen Je-
remy Rifkin wird durch die digita-
le Revolution langfristig die Arbeit 
verschwinden. Daraus stelle sich 
die Frage, womit ein Mensch sei-
nen Lebensunterhalt bestreiten soll.

Dieser Ansicht war auch der franzö-
sische Sozialphilosoph André Gorz. 
Die Vorstellung von Vollbeschäfti-
gung werde zur Illusion. Deshalb be-
fürwortete Gorz ein Grundeinkom-
men, welches ermöglicht, zu leben, 
ohne zu arbeiten. Jeder Mensch er-
halte eine monetäre Grundlage, sich 
selbst zu verwirklichen.

Mittlerweile gibt es eine beachtli-
che Zahl von Studien zum Grund-
einkommen, wobei auffällt, dass die 
positive Aufnahme überwiegt. Ande-
rerseits ist die Aufnahme bei Nicht-
fachleuten – Redakteuren, Journalis-
ten und auch Menschen wie du und 
ich – nicht so einhellig. Sind wir es 
doch, mich einbezogen, gewöhnt 
(gewesen), dass der Lebensunter-
halt, also der Lohn, das Äquivalent 
der erbrachten Arbeit ist. Der Arbeit-
geber bietet mir einen Arbeitsplatz, 
ich erledige die Arbeit und werde 
dafür bezahlt. Mit dem Geld kann 
ich mir dann bei anderen Arbeitge-
bern deren Waren oder Dienstleis-
tungen kaufen.

Grundsätzliches zum 
Grundeinkommen

Bedingungsloses Grundeinkommen 
(BGE) bedeutet ein garantiertes Min-
desteinkommen ohne Bedüftigkeits-
prüfung und ohne Arbeitszwang zur 
Deckung der elementaren Grundbe-
dürfnisse (nach Art. 1 GG: Die Wür-
de des Menschen ist unantastbar).

Im Gegensatz dazu ist es bisher üb-
lich, dass sogenannte Kunden bei ei-
ner Behörde einen Antrag stellen. 
Allerdings haben diese Kunden kein 
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einziges Kundenrecht. Für Götz Wer-
ner ist Hartz IV offener Strafvollzug.

Ein neuer Gesellschaftsvertrag be-
trifft alle Mitglieder der Gesellschaft 
ohne jegliche Unterscheidung. Je-
der erhält eine Geldleistung, die kei-
ne Sozialleistung ist. Das Recht auf 
Arbeit wird ersetzt durch das Recht 
auf Einkommen. Es geht nicht um 
die Sicherung der Existenz, sondern 
um den Sinn der Arbeit selbst und 
die Steigerung der Lebensqualität. 
Sozial ist dann nicht mehr, was Ar-
beit schafft, sondern, was Einkom-
men schafft. Es wird das getan, was 
dran ist so die BGE-Aktivistin Su-
sanne Wiest.

Bemerkenswert ist in diesem Zu-
sammenhang, dass Globalisierer 
und Globalisierungskritiker für 2040 
mit einer weltweiten Arbeitslosig-
keit von 40% rechnen. Das große 
Erfolgsrezept war immer Rationa-
lisierung. Das ist ganz normal. Je-
der Unternehmer denkt so. Niemand 
macht ein Unternehmen auf, um Ar-
beitsplätze zu schaffen: Götz Wer-
ner: Die Wirtschaft hat nicht die Auf-
gabe, Arbeitsplätze zu schaffen, sie 
hat die Aufgabe, uns von der Arbeit 
zu befreien. Gemeint ist damit die 
Befreiung von der lohnabhängigen 
Erwerbsarbeit. Nicht die Befreiung 
von der Arbeit, sondern Befreiung 
zur Arbeit.

Wir brauchen einen neuen Arbeits-
begriff: Arbeit nicht als Mittel zum 
Geldverdienen sondern zur Gestal-
tung der Gesellschaft. Wer nicht ar-

beitet, ist krank – das gibt schon wie-
der Arbeit für andere, ihr oder ihm 
zu helfen, wieder an der Gesellschaft 
und ihrer Gestaltung teilzunehmen.

Auswirkungen auf 
das Arbeitsleben

Welche Auswirkungen auf das in-
dividuelle Arbeitsleben könnte ein 
Grundeinkommen haben?
Grundsätzlich muss für Arbeit nicht 
mehr der Lebensunterhalt, sondern 
der gesellschaftlich bedeutsame Wert 
bezahlt werden. Bedeutsam ist, was 
gefragt ist.
Ich als Mensch bin das einzige We-
sen, das arbeiten kann. Ich werde 
aber erst einmal als hilfloses We-
sen geboren,das lange versorgt wer-
den muss, bis es selbständig sein 
Leben führen kann (manche Tiere 
sind da schon weiter). Das heißt, es 
bekommt erst einmal etwas, bevor 
es etwas zurück- oder weitergeben 
kann. Es erscheint vielleicht unge-
wohnt, dieses Bild auf das Arbeits-
leben zu übertragen. Das Grundein-
kommen würde ermöglichen, dass 
wir zunächst einmal in die Lage ver-
setzt werden, etwas zu tun. Und da-
mit hätten wir erst einmal zu überle-
gen, was wir denn tun wollen. Denn 
zur Zeit müssten wir ja erst einmal 
etwas arbeiten, was uns angeboten 
wird, damit wir Geld dafür bekom-
men. Und da wir das Geld brau-
chen, also tendenziell die Schwäche-
ren sind, ist unsere Auswahl einge-
schränkt. Haben wir jedoch bereits 
Geld in der Tasche, dann brauchen 
wir nur die Augen aufzumachen, um 
das zu tun was dran ist.
Andererseits kann ich eine Tätigkeit 
einstellen wenn ich feststelle, dass 
ich mich geirrt habe. So viel Spaß 
macht sie mir gar nicht. Oder ich 
kann das gar nicht. Oder ich kann 
noch mehr und möchte mich verän-

dern. Das geht dann ohne Anträge 
auf Zuschüsse ziemlich problemlos.
•	 Eltern können frei vereinbaren, 

wie sie die Familienarbeit auftei-
len wollen.

•	 Unbeliebte, schmutzige oder lang-
weilige Arbeit muss gut bezahlt 
werden, sonst bleibt sie liegen. 

•	 Arbeitsplätze müssen menschen-
gerechter gestaltet werden.

•	 Arbeitgeber müssen um Arbeit-
nehmer werben.

•	 Ich kann mir überlegen, ob ich ei-
nem Rüstungsbetrieb arbeiten will 
oder nicht.

•	 Ich kann die Arbeitszeit mit dem 
Arbeitgeber auf Augenhöhe ver-
handeln, um Zeit für Familie oder 
politische Betätigung zu haben.

Diese Art der Arbeitsgestaltung färbt 
auch auf die Qualität der Ergebnis-
se ab. Wir können Burn-out ver-
meiden, indem wir auch einmal et-
was kürzer treten. Die gesundheitli-
chen Folgen sind günstig zu bewer-
ten, auch was die Wiederherstellung 
von Gesundheit angeht. Das heißt, 
immer habe ich das Mittel, etwas in 
meinem Leben zu ermöglichen oder 
zu verändern.

Weiteres soll in Stichworten ge-
nannt sein:
•	 Die Sorge um Menschen (Care-

Arbeit), die bisher nicht entlohnt 
wird, wird gesellschaftlich bes-
sergestellt.

•	 keine Stigmatisierung mehr von 
sogenannten Arbeitslosen

•	 Rationalisierung bedeutet nicht Ar-
beitslosigkeit, sondern Entlassung 
in eine sich entwickelnde Kultur-
landschaft – und damit nicht ins 
soziale Nichts.

•	 Wegfall der demografischen Pro-
bleme
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•	 Die Rationalisierung industriel-
ler Arbeit erhöht die Arbeitslo-
sigkeit: Wenn durch Rationalisie-
rungs- und Automatisierungsmaß-
nahmen gewerbliche bzw. indust-
rielle Arbeitsplätze geringer wer-
den, steigt die Notwendigkeit, im 
Sozialen tätig zu werden, denn die 
Menschen sind ja da.

•	 Arbeitslosigkeit müsste bezahlt 
werden mit der Steigerung der be-
trieblichen Lohnkosten

•	 Senkung der Anzahl der prekär 
Beschäftigten. Damit auch Sen-
kung von dadurch entstandenen 
Kosten für Gesundheit. 

•	 Mehr Beschäftigung in sozialer 
Arbeit

•	 Bürokratieabbau durch Wegfall 
von Prüfungen für Transferzah-
lungen

•	 Entstehung eines Arbeitmarktes, 
der diesen Namen verdient. Die 
Arbeit ist Gegenstand des Marktes 
und nicht der Mensch. Denn ein 
so gestaltetes Arbeitsleben beant-
wortet die Frage von Götz Werner 
neu: Werden wir gestaltet oder ge-
stalten wir selbst?

Einwände gegen das BGE
Bei genauerer Betrachtung der Grün-
de, die gegen ein BGE sprechen, er-
gibt sich meist die Frage, ob dann 
noch gearbeitet wird. Wir sind so 
daran gewöhnt zu arbeiten, um ein 
Einkommen zu erzielen, dass wir das 
gar nicht mehr hinterfragen: Es wird 
daraus sogar ein Muss: Wir müssen 
dafür arbeiten – anders geht es gar 
nicht, so glauben wir.
Auch die Wissenschaft ist davon 
nicht frei. Sie versucht zu begrün-
den, dass die Massenarbeitslosig-
keit nicht Folge des technischen 
Fortschritts sei, sondern einer nicht 
an der Nachfrage orientierten Poli-

tik (so Heiner Flassbeck und Frie-
derike Spieker in Irrweg Grundein-
kommen).

Mir scheint zweifelhaft, ob die Poli-
tik Nachfrage generiert. Es sind doch 
die Bedürfnisse der Menschen, die 
Nachfrage herstellen. Gewiss hat 
die Politik auch ihren Anteil daran. 
Aber bei den Projekten, die sie steu-
ert, kommen einem doch Bedenken 
(Rüstung, Subventionen in fragwür-
dige Bereichen, usw.). So bekommt 
man den Eindruck, dass Begriffe wie 
Umverteilung ein rotes Tuch sind. 
Die Finanzierung eines Grundein-
kommens würde auf dem beruhen, 
was produziert worden sei. Es sei 
eine Regel, dass nur verbraucht wer-
den könne, was produziert worden 
ist. Diese Regel könne nicht durch 
schlaraffenland-ähnliche Ideen au-
ßer Kraft gesetzt werden. Durch das 
Grundeinkommen entstehe eine Ent-
koppelung jeglicher Bezugsbedin-
gungen und das gefährde die sta-
bilen materiellen Grundlagen und 
zerstöre die von ihm vorausgesetz-
te ökonomische Basis. Wenn jeder 
nur noch das tun würde, was ihm 
Spaß mache, aber am Markt nicht 
nachgefragt werde, gäbe es keine 
ausreichende materielle Grundla-
ge, aus der heraus die gesetzlichen 
Ansprüche jedes Einzelnen gegen 
den Staat, gegen die ‚Allgemeinheit’ 
bedient werden könnten.

Genauso wie jeder Unternehmer 
sich fragt, ob seine Produkte benö-
tigt werden, wird der Einzelne die 
Arbeit machen, die dran ist. Der 
Markt gestaltet sich dann natürlich 
ein wenig anders durch nicht nur be-
rufsmäßigen Unternehmer.

Flassbeck und MitautorInnen erklä-
ren weiter zutreffend, Geld hätte nur 
einen Wert, wenn es gegen Güter und 
Dienstleistungen eingetauscht wer-
den könne. Wenn also nichts mehr 

produziert werde, verlöre das Geld 
seinen Wert. Als ob wir nur arbeite-
ten, damit das Geld seinen Wert be-
hält. Auch hier begegnen wir der Vor-
stellung, es werde nur unter Druck 
und Zwang gearbeitet. Doch diese 
Gleichung stimmt schon jetzt nicht 
mehr: Nur ein geringer Bruchteil 
der weltweit umlaufenden Devisen, 
Wertpapiere und Geldbewegungen 
ist durch Güter und Dienstleistungen 
gedeckt. Der Geldbereich gleicht ei-
ner gigantischen Blase, die zur Un-
gleichverteilung von Vermögen und 
Einkommen führt. Wenige haben zu 
viel und zu viele haben zu wenig.

Einwände, denen man häufig be-
gegnet:

1. Das BGE ist nicht finanzierbar.

82 Millionen Einwohner x 12.000 € 
= 984 Mrd €. Aber dieser Sum-
me steht ein Bruttosozialprodukt 
von 2.500 Mrd € gegenüber oder 
Konsumausgaben in Höhe von 
1.800 Mrd €. Wir sind also ohne 
weiteres in der Lage, uns selbst zu 
versorgen. Die Mittel müssten nur 
anders verteilt werden, damit alle 
sich ein gewisses Niveau leisten 
können. Und nicht zu vergessen: 
Die Hälfte der Einkommen wer-
den bereits jetzt als Sozialleistun-
gen gezahlt (Renten, Arbeitslosen-
geld, Sozialhilfen usw.)

2. Wer ein Grundeinkommen erhält, 
arbeitet nicht mehr.

Der Begriff Arbeit ist verkom-
men: Maloche, Schufterei, Acke-
rei usw. Bei einem abrupten Ein-
stieg ins Grundeinkommen muss 
mit Einführungsverlusten gerech-
net werden, die aber mit einer be-
gleitenden Bildungsoffensive ge-
mildert würde. Sicher wäre eine 
Einführung über mehrere Jahre 
sinnvoll, damit die Gesellschaft 
sich daran gewöhnen kann.
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3. Wenn der Staat für alle sorgt, 
muss niemand mehr etwas leisten.
Falsch, denn durch das BGE ent-
steht gerade Leistungsvermögen. 
Man kann sich an neue Ideen wa-
gen, kreative Kräfte werden frei. 
Das schafft auch mehr Unterneh-
mertum.

Praxis des BGE
In verschiedenen Ländern in Afrika 
und Südamerika wurde versucht, ein 
bedingungsloses Grundeinkommen 
oder ein Grundeinkommen einzu-
führen. Meistens diente es aber der 
Unterstützung der Ärmsten der Ar-
men, war unterschiedlich ausgestal-
tet und muss somit eher unter den 
Begriff einer freiwilligen Sozialleis-
tung eingeordnet werden.
In Namibia erhielten von 2008 bis 
2009 alle BürgerInnen unter 60 Jah-
ren von Omitara und Otjivero – den 
Standorten des Pilotprojekts Basic 
Income Grant Namibia (BIGNam) 
– 100 Namibia-Dollar pro Monat. 
Das sind etwa 9 Euro. Sie reichten 
zwar nicht zum Überleben, dienten 
jedoch der Armutsbekämpfung. Die 
Studie am Ende des Experiments 
stellte fest, dass durch Armut be-
dingte Kriminalität, die Unterer-
nährung von Kindern und das Feh-
len von Kindern in der Schule seit 
Beginn des Projekts zurückgegan-
gen waren. Seither fließt das Geld 
nur unregelmäßig. Es stammte aller-
dings nicht vom namibischen Staat, 
sondern von NGOs, Gewerkschaf-
ten, Kirchen und privaten Spendern.
Interessant ist vielleicht, dass 1967 
in den USA unter Präsident John-
son eine Kommission zu einem ga-

rantierten Mindesteinkommen ein-
gerichtet wurde, als Milton Fried-
man, der einflussreichste neolibe-
rale Ökonom, eine negative Einkom-
mensteuer vorschlug. (Die Negative 
Einkommensteuer ist das Modell ei-
ner staatlichen Transferleistung, die 
das Existenzminimum deckt und die 
jeder Bürger ohne bzw. mit gerin-
gem Einkommen erhält. Die Höhe 
dieser Transferleistung nimmt ab, 
sobald der Bürger ein eigenes Ein-
kommen erzielt, jedoch nicht im sel-
ben Ausmaß).1 . Nach zwei Jahren 
wurde der Bericht der Kommissi-
on veröffentlicht, die aus Unterneh-
mern, Gewerkschaftern und Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens 
bestand – und die sich einhellig für 
ein garantiertes Mindesteinkommen 
aussprach. Der Bericht der Kom-
mission fand kaum Resonanz. Bür-
ger und Politiker konnten sich nicht 
mit der Vorstellung anfreunden, al-
len Menschen ein bestimmtes Ein-
kommen zu garantieren. Der Emp-
fehlung der Kommission zum Trotz 
glaubten viele Politiker, dass allein 
die Idee eines garantierten Einkom-
mens den Arbeitswillen einer gan-
zen Generation US-Amerikaner un-
terminieren würde. 

Trotzdem gab es von der US-Re-
gierung Pilotprojekte, um die prak-
tischen Folgen eines garantierten 
Mindesteinkommens zu testen. Zu 
ihrer Überraschung stellte sich he-
raus, dass der Antrieb, sich eine Ar-
beit zu suchen, bei den Empfängern 
nicht nennenswert schwächer wur-
de. Allerdings wurde dabei mehr an 
eine negative Einkommensteuer ge-
dacht, die dann eher für jene interes-
sant wurde, die ohnehin Einkommen 
haben. Die Ergebnisse wurden nach 

1)	Gabler-Wirtschafts-Lexikon 1997, S. 
2727

dem abrupten Ende des Experimen-
tes 1977 nie offiziell veröffentlicht.

Ausblick
Obwohl sich derzeit mehr und mehr 
Ökonomen und Sozialwissenschaft-
ler mit der Idee eines  Grundeinkom-
mens befassen, ruht die Debatte auf 
einer moral-philosophischen Argu-
mentationsbasis. Die Finanzierbar-
keit ist fast unstrittig – auch abhän-
gig von der Höhe im jeweiligen Mo-
dell. Schon früh waren Sozialphilo-
sophen, Ethiker und Ökonomen an 
der Idee der gerechteren Verteilung 
der Daseinsressourcen interessiert:
1. Jedem nach seinen Verdiensten.
2. Jedem nach seinen Bedürfnissen.
3. Jedem nach seinen Wünschen.
4. Jedem das Gleiche.
So lauteten die verschiedenen Prin-
zipien zur Regelung der Verteilung 
der notwendigen Güter und Leis-
tungen. Um die dabei entstande-
nen Ungleichgewichte und Verwer-
fungen auszugleichen, musste eine 
Vielfalt an Konzepten, Theorien 
und Programmen entworfen wer-
den. Zum Teil haben sie nachhalti-
ge Spuren hinterlassen. Die Grund-
einkommensidee ist eine bislang 
unrealisierte Konzeption. Sie wird 
einerseits vor dem Hintergrund ei-
nes fehlgeschlagenen Experiments 
mit dem Realsozialismus diskutiert. 
Dies führte dazu, dass die Vorstel-
lung einer Plan- oder Realisierbar-
keit fallen gelassen wurde. Im Neo-
liberalismus wiederum schien alles 
möglich. Infolge der Erfordernisse 
global ausgedehnter Märkte muss-
ten die Arbeitsbedingungen ange-
passt, vor allem flexibilisiert wer-
den. Den wirtschaftlichen und so-
zialen Dynamiken sollte freier Lauf 
gelassen werden. Natürlich ist auch 
die Einführung eines Grundeinkom-

Das Logo soll einfach die Brücke über den 
sozialen Abgrund darstellen.
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mens ein Eingriff in den freien Fluss 
der Kräfte, die momentan in unse-
ren Arbeitszusammenhängen wir-
ken. Beim BGE sind aber die Be-
troffenen gleichzeitig die Akteure. 
Eine Konfrontation ist unausweich-
lich. Denn betrachten wir, wo und 
wie ökonomisches Handeln gesteu-
ert wird, dann mag man daran verza-
gen. Betrachtet man Wirtschaftsmi-
nisterien, Verbände der Industrie, des 
Handwerks und Gewerbes, Arbeits-
geberverbände und Gewerkschaften 
und was einem noch dazu einfallen 
mag, dann erscheint die Utopie ei-
nes Grundeinkommens als Spinne-
rei von Sozialromantikern. (Klar, sie 
wären doch alle Verlierer …)
Vermögen wir aber die Entwicklung 
der arbeitenden Menschen über die 
Jahrhunderte hinweg zu betrach-
ten, dann zeigt sich unzweifelhaft 
der Weg zur Befreiung oder Eman-
zipation von Bevormundung. Mir 
scheint die Zeit reif zu sein für ei-
nen gewaltigen Wandel. Denn die 
Diskussion um ein bedingungslo-
ses Grundeinkommen für alle lebt 
vom wachsenden Verlust des Ver-
trauens in eine Wirtschaft, die es 
nicht schafft, ausreichend Arbeits-
plätze und damit Einkommensmög-
lichkeiten zu schaffen.
Götz Werner postuliert: Unternimm 
die Zukunft – Werde Dein eigener 
Unternehmer.
Der sieht sein Tätigsein auch nicht 
nur unter dem Aspekt: Was bringt 
mir das? Er hat Freude an der Ver-
besserung seines Leistungsangebo-
tes, sei er Industrieller oder Künst-
ler. Dies schließt selbstverständlich 
Lohnarbeit nicht aus – aber eben 
doch Lohnarbeit, die man selbst mit 
gestalten kann.
Wenn dem so ist, dann müssen wir 
auch nach den Bedingungen des po-
litischen Willens fragen, der eine 

Einführung des Grundeinkommens 
legitimieren muss. Seit Jahren wer-
den Treffen des Basic Income Earth 
Network (Dachverband aller an ei-
nem Grundeinkommen Interessier-
ten) organisiert, an denen zuneh-
mend namhafte PolitikerInnen als 
interessierte Gäste teilnehmen. Es 
fällt aber auch auf, dass kaum Re-
gierungsparteien das Grundeinkom-
men als politisches Ziel in ihren Pro-
grammen führen. Ein Hinderungs-
grund ist, dass die Idee keine natür-
liche politische Richtung oder auch 
Koalition hat, die aber für die Um-
setzung vonnöten wäre. Damit fehlt 
auch der Idee der personelle Hinter-
grund, den eine Partei bieten kann. 
Andererseits scheint die Idee nicht 
aus nur einer Richtung zu kommen. 
Der Wind bläst aus allen Richtun-
gen. Das erscheint mir hoffnungs-
voll. Es ist wohl eine Idee, deren 
Zeit gekommen ist. 
Enquete-Kommissionen haben nur 
eine begrenzte öffentliche Wirkung 
und dienen oft nur als  Feigenblatt. 
Überdies unterliegen sie parteipoli-
tischem Kalkül, die Bürger werden 
nicht eingebunden. 
Wichtig ist es vor allem, die gesell-
schaftliche Diskussion zu befördern 
– die Politik kommt immer hinterher. 
Paul de Lagarde, einem nicht unum-
strittenen Kulturphilosophen (1827 
bis 1891) kann aber sicher zuge-
stimmt werden, wenn er sagt: 
Frei ist nicht, wer tun kann, was 
er will, sondern wer werden kann, 
was er soll.

Albrecht Grüsser

Der Gotteslästerer

Eines Tages lud Abraham 

einen Bettler zum Essen in 

sein Zelt ein. Als das Tisch-

gebet gesprochen wurde, be-

gann der Mann Gott zu ver-

fluchen und erklärte, er kön-

ne nicht ertragen, Seinen Na-

men zu hören.

Empört warf Abraham den 

Gottlosen hinaus.

Als er zu Nacht betete, sagte 

Gott zu ihm: „Dieser Mann 

hat mich fünfzig Jahre ver-

flucht und geschmäht, und 

ich habe ihm jeden Tag zu 

essen gegeben. Konntest Du 

dich nicht wenigstens wäh-

rend einer einzigen Mahlzeit 

mit ihm abfinden?“

Aus: Anthony de Mello: 

Warum der Schäfer 

jedes Wetter liebt.
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http://www.grundeinkommen.de/die-idee/finanzierungsmodelle


Seite 14	 Rundbrief 14/2 Juni 2014

C
hr

ist
en für gerechte

CGWW
ir tschaf tsordnung 

e.
V.

Akademie

 Solidarische Ökonom

ie

Seite 14	 Rundbrief 14/2 Juni 2014

Nicht das Geld sondern die Arbeit ist knapp
Solidarisches Vollgeldsystem

Geld ist bei uns selbstverständlich 
eine Ware. Im Zentrum der kapita-
lorientierten Wirtschaftsweise steht 
die Vermehrung dieser Ware und da-
mit drehen sich alle wirtschaftlichen 
Aktivitäten um die eine Frage: Wie-
viel Geld können wir damit verdie-
nen. Dieses Denken gilt mittlerweile 
nicht nur in wirtschaftlichen sondern 
auch in allgemein gesellschaftlichen 
und sogar privaten Kontexten. Geld 
gilt als Schlüssel für ein erfolgrei-
ches und glückliches Leben. Nun ist 
die Anbetung des Geldes nicht neu 
und auch nicht eine besondere Ei-
genart der kapitalistischen Ökono-
mie. Mit dem Einzug des Kapita-
lismus kommt allerdings ein neu-
er Glaubenssatz hinzu: Im Prinzip 
– so lautet der Mythos – kann jede 
Frau/jeder Mann an dem Tanz um 
das goldene Kalb teilnehmen, wenn 
er/sie bereit ist, sich mit entsprechen-
den Leistungen und durch den Ein-
satz seiner Arbeitskraft einzubrin-
gen. Dieser meritokratische Gedan-
ke war vor ungefähr 250 Jahre gera-
dezu revolutionär und zeugt von ei-
ner durchaus demokratisch gesinnten 
Einstellung der geistigen Väter die-
ses Systems. Er ging einher mit dem 
Ende des Feudalismus und dem Be-
ginn einer neuen Gesellschafts- und 
Wirtschaftsweise, dem marktwirt-
schaftlich organisierten Kapitalis-
mus. Nicht die Geburt sollte das ge-
sellschaftliche Ansehen bestimmen, 
sondern jede/r konnte aufgrund sei-
ner/ihrer individuellen Leistung zu 
Geld und Ansehen gelangen. Heu-
te wissen wir, dass der marktwirt-
schaftlich organisierte Kapitalis-
mus dieses Versprechen nicht halten 
konnte. Der Kapitalismus gebärdet 
sich weder sonderlich demokratisch 

noch sorgt er für eine gerechte Ein-
kommens- bzw. Vermögensvertei-
lung. Was ehemals Fortschritt war, 
bewerten wir unter heutigen Bedin-
gungen als reaktionäres Gedanken-
gut. In diesem Aufsatz soll es nun 
um die Frage gehen, ob die schein-
bar so selbstverständliche Liaison 
von Arbeit und Geld (bzw. Einkom-
men) in der Welt des 21. Jahrhun-
derts aus ökonomischer und ethi-
scher Perspektive noch sinnvoll ist.

Um in dieser Frage voran zu kom-
men, müssen wir zunächst ganz 
grundsätzlich schauen, was aus Sicht 
des Ökonomen die Kernfunktionen 
von Geld und Arbeit sind.

In Gablers Wirtschaftslexikon ist 
zu lesen, dass mit dem Begriff der 
Arbeit der Prozess der Auseinan-
dersetzung des Menschen mit der 
Natur zur unmittelbaren Existenz-
sicherung zu verstehen sei. Arbeit, 
so heißt es dort weiter, ist in die-
sem Sinne eine zielgerichtete, so-
ziale, planmäßige und bewusste, 
körperliche und/oder geistige Tä-
tigkeit. In unserer kapitalorientier-
ten Wirtschaftsweise bedeutet Ar-
beit nun immer Erwerbsarbeit. Ar-
beit und Geld sind damit untrennbar 
miteinander verkoppelt. Arbeit, die 
nicht mit Geld belohnt wird, ist in 
dieser Betrachtungsweise keine Ar-
beit sondern Freizeit. Dieser Logik 
folgend wird in der volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung die Tätigkeit 
von Eltern, von privater häuslicher 
Pflege, von Heim- und Gartenarbeit 
gar nicht erfasst, obwohl diese Tä-
tigkeiten wesentlich zur Bereitstel-
lung von Gütern und Dienstleistun-
gen beitragen. Aber selbst wenn wir 
uns auf die Erwerbsarbeit einlas-

sen, kommen wir zu einer gerade-
zu perversen Bewertung dieser Ar-
beit. Tauschwert und Gebrauchswert 
von Erwerbsarbeit liegen mitunter 
Lichtjahre auseinander. Wer die fal-
sche Arbeit gewählt hat (z.B. Kran-
kenschwester, Hebamme oder auch 
Müllarbeiter) kann 24 Stunden am 
Tag arbeiten und damit der Gesell-
schaft einen sehr großen Dienst er-
weisen, er oder sie werden damit nie 
reich und wohlhabend. Der Broker, 
der mit seiner Arbeit einen höchst 
zweifelhaften Wert für die Gesell-
schaft erstellt, bekommt dagegen 
ein übermäßig hohes Einkommen. 
So haben wir innerhalb eines Unter-
nehmens Einkommensunterschiede 
zwischen Mindestlohn und Spitzen-
lohn im Verhältnis 1:1000 und mehr. 
Eine nachvollziehbare Begründung 
für diese Spreizung der Einkommen 
ist mir nicht bekannt. 

Was sind nun die 
Grundfunktionen 

menschlicher Arbeit in 
einer Ökonomie?

Jeder Student der Volkswirtschafts-
lehre lernt – durchaus in Überein-
stimmung mit der o.g. Definition – 
dass Arbeit notwendig ist, um alle 
Menschen ausreichend mit Gütern 
und Dienstleistungen zu versorgen. 
Da – so die These – kein Mensch 
freiwillig seine Arbeitskraft zur Ver-
fügung stellt, nur um damit die Ver-
sorgung der Menschen mit Gütern 
und Dienstleistungen zu garantie-
ren, haben wir die Arbeit zur Ware 
gemacht. Damit soll gewährleistet 
werden, dass die Arbeit mit Geld 
belohnt wird. Das klingt verführe-
risch einleuchtend, ist aber eben nur 
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eine Halbwahrheit. Nach dem Stand 
der heutigen Forschung arbeiten die 
Menschen vielmehr, weil sie
•	 eine sinnvolle Tätigkeit benötigen, 

um glücklich leben zu können.
•	 soziale Beziehungen benötigen
•	 individuelle Erfolge erzielen
•	 gesellschaftliche Anerkennung 

wollen
Ja, und dann, wird an 5. oder 6. Stel-
le genannt, dass die Menschen mit 
ihrer Arbeit auch Geld verdienen 
wollen. Dies müssen sie schließlich 
auch, wenn sie nicht ein eher jäm-
merliches Leben auf Hartz IV-Ni-
veau führen wollen. Das Motiv des 
Geld Verdienens ist damit nicht hin-
fällig, es ist aber eindeutig nicht das 
zentrale Motiv, um die dauerhafte 
und qualifizierte Arbeitsleistung ei-
nes Menschen zu erklären. mich en-
gagiert in eine Arbeit zu stürzen. Be-
vor ich diesen Gedanken nun weiter 
vertiefe, möchte ich kurz noch ein-
mal auf das Thema „Geld“ einge-
hen. Auch hier stellt sich die Frage: 
Wozu benötigen wir überhaupt in ei-
ner Volkswirtschaft Geld? Die Ant-
wort darauf ist uralt und eigentlich 
sehr einfach. Wir benötigen Geld als
•	 brauchbares Tauschmittel/Zah-

lungsmittel 
•	 Wertmaßstab 
•	 Möglichkeit, Werte aufzubewah-

ren (Vorsorge treffen zu können)
Im Laufe der Geschichte haben wir 
Geld mit zahlreichen weiteren Funk-
tionen aufgeladen. So benötigen wir 
beispielsweise Geld, um Macht und 
Ansehen zu gewinnen und diese dann 
auch noch zu bewahren. Dadurch, 
dass man aus Geld noch mehr Geld 
machen kann, haben wir dem Geld 
Zauberkräfte verliehen, was aber lei-
der dazu führt, dass die ökonomisch 
wichtigen Kernfunktionen des Gel-
des vernachlässigt werden. Wer mag 

heute angesichts dieser Funktions-
anhäufung noch beurteilen, ob Geld 
funktional oder disfunktional einge-
setzt wird?

Meine zentrale These lautet nun: Da-
mit Geld und Arbeit in einer Gesell-
schaft effektiv und funktional ein-
gesetzt werden können, müssen wir 
uns auf die Kernfunktionen dieser 
beiden Güter konzentrieren. Eine 
sozialökologisch nachhaltige Öko-
nomie, die dem Gemeinwohl dienen 
will, setzt Arbeit und Geld lediglich 
in ihren Grundfunktionen ein.

Im Klartext bedeutet dies, wir ver-
zichten auf die Aufladung von Ar-
beit und Geld mit der Funktion der 
Einkommenserzielung und konzen-
trieren uns auf die gemeinwohltaug-
liche Verwendung von Arbeit und 
Geld. Dies ist nur möglich, wenn 
wir Arbeit und Geld in ein ökono-
misches Gesamtkonzept einbinden, 
das systematisch auf die Vermehrung 
von Geld in privater Hand verzich-
tet. Ich will dies am Beispiel eini-
ger Eckpfeiler der neuen – solida-
rischen – Ökonomie in groben Zü-
gen erläutern:

Stichwort Eigentum: Privateigentum 
an Produktionsmitteln ist bis zu ei-
ner bestimmten Größe etwas Wun-
derbares. Kleine Unternehmen kön-
nen sich vortrefflich über den Markt 
abstimmen. Dieses Modell funktio-
niert in unserer jetzigen Gesellschaft 
hervorragend, ohne dass sich irgend-
jemand nennenswert bereichern 
kann und will. Aber wir dürfen die-
se Form des Eigentums auch nicht 
zum Dogma erklären. Vom weiter-
hin notwendigen großen Industrie-
unternehmen bis zur regionalen auf 
Subsistenz aufbauenden Ökonomie 
gibt es sehr viele weitere Möglich-
keiten, das Eigentum zu gestalten. 
Es gibt Eigentumsformen wie die 
Allmende, das öffentliche Eigentum 

oder auch das Menschheitseigen-
tum (Rohstoffe, Natur,…), bei de-
nen nicht das Einkommen sondern 
die gemeinsame Sorge um das Ei-
gentum im Vordergrund steht.

Stichwort Unternehmensverfas-
sung: Unternehmen haben die Auf-
gabe, Güter und Dienstleistungen be-
reit zu stellen und zwar in einer Art 
und Weise, die dem Gemeinwohl – 
und nicht den Kapitalgebern – för-
derlich ist. Eine Unternehmensver-
fassung, die in der oben beschrie-
benen Art und Weise die Interes-
sen der arbeitenden Menschen ernst 
nimmt, wird hoch motivierte Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen kreieren. 
Dazu gehören Arbeitsbedingungen, 
die wirkliche Partizipation ermögli-
chen, die gesunde soziale Beziehun-
gen ermöglichen und die Individua-
lität des Einzelnen achten. Selbstver-
ständlich darf der Unternehmenser-
folg nicht an einer monetären Größe 
wie dem Gewinn gemessen werden, 
sondern an den Werten einer Nach-
haltigkeits- oder Gemeinwohlbilanz. 
Schließlich wird in einer neuen Un-
ternehmensverfassung privates Ka-
pital sukzessive in öffentliches Ka-
pital umgewandelt und damit der 
ständige Anreiz zur privaten Kapi-
talakkumulation beseitigt.

Stichwort Geld: Mit der Idee des 
Vollgeldes haben wir ein Konzept 
vorliegen, das sich geradezu an-
bietet, das Geld ausschließlich in 
seinen Grundfunktionen einzuset-
zen. Allein der Staat hat das Recht, 
Geld zu schaffen und zwar in der 
Höhe, wie die Gesellschaft Güter 
und Dienstleitungen produziert. Da-
mit wird die Arbeit und nicht das 
Geld zum begrenzenden Faktor für 
die Versorgung der Wirtschaftssub-
jekte mit Gütern und Dienstleistun-
gen. Mit der Schaffung dieses Gel-
des werden keine Schuldverhält-
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nisse geschaffen, es wird „einfach“ 
das Geld in Umlauf gebracht, das 
die Wirtschaftssubjekte benötigen. 
Über die Verteilung dieses Geldes 
muss die Gesellschaft entscheiden. 
Aus meiner Sicht wäre es sinnvoll, 
allen Menschen ein Grundeinkom-
men in einer Höhe zukommen zu 
lassen, das ihnen ein einfaches aber 
würdiges Leben ermöglicht. Neben 
den Bürgern muss der Staat ausrei-
chend Geld für seine konsumtiven 
Ausgaben, also z.B. die Gehälter von 
Krankenschwestern, Polizisten und 
Lehrern erhalten, und schließlich 
muss den Unternehmen die Mög-
lichkeit gegeben werden, für sinn-
volle Investitionen von der Zentral-
bank Geld zu bekommen (evtl. als 
Kredit). Das so im Umlauf befind-
liche Geld kann dann vielfach ver-
wendet werden. Unternehmen kön-
nen z.B. daraus Einkommen bezah-
len, so dass jeder Bürger/jede Bür-
gerin die Möglichkeit hat, über sein 
Grundeinkommen weiteres Geld zu 
verdienen. Dieses Einkommen ist 
jedoch gedeckelt (z.B.: 1:10). Nie-
mand wird also durch Arbeit zu un-
verhältnismäßig hohen Einkommen 
gelangen können. Wichtig ist es, das 
Grundanliegen im Auge zu behalten: 
Arbeit und Einkommen sind nicht 
zwei Seiten einer Medaille. Men-
schen arbeiten in erster Linie, um 
ein sinnvolles und glückliches Le-
ben führen zu können. Wenn sich 
dazu ein Einkommen gesellt, wer-
den sie das gerne zusätzlich entge-
gen nehmen.

Damit kehren wir noch einmal zu-
rück zum Stichwort Arbeit: Da wir 
den Begriff Arbeit nicht auf die Er-
werbsarbeit verengen, können wir 
davon ausgehen, dass es in einer 
neuen Ökonomie sinnvolle Arbeits-
möglichkeiten in Hülle und Fülle ge-
ben wird. Vermutlich wird es immer 

zu wenig Menschen geben, um all 
die notwendige Arbeit erledigen zu 
können. Die gesellschaftliche Pro-
duktion ist in einer neuen Ökono-
mie allerdings anders als heute ge-
regelt. Zwar wird es weiterhin die 
industrielle Produktionsweise, die 
auf Erwerbsarbeit aufbaut, geben, 
aber sie wird an Bedeutung verlie-
ren. An Bedeutung gewinnen wird 
die Regionalökonomie, die Subsi-
stenzwirtschaft. Ich denke, wir kön-
nen uns die regionale Wirtschaft in 
konzentrisch anwachsenden Kreisen 
vorstellen. Nach der Hausgemein-
schaft umfasst der kleinste Kreis, 
die kleinste Einheit, in der gewirt-
schaftet und gearbeitet wird, viel-
leicht 500 bis 1000 Personen. In die-
sem Umfeld können schon sehr vie-
le lebenswichtige Güter und Dienst-
leistungen produziert/gehandelt/ge-
teilt und ausgetauscht werden. Man 
denke an die Pflege von alten Men-
schen, an die Beaufsichtigung und 
Erziehung von Kindern, die gemein-
same Nutzung von Autos und allen 
möglichen Maschinen, die man be-
nötigt, bis hin zur einfachen Land-
wirtschaft vom Huhn über die Mar-
melade bis zum Gartengemüse.

Die nächst größere Einheit umfasst 
vielleicht 1000 bis 5000 Personen. 
Hier können Schule, Kindergarten, 
Handwerksleistungen, die ärztliche 
Grundversorgung etc. angesiedelt 
werden. Die Lebensmittelversor-
gung kann mittels der solidarischen 
Landwirtschaft organisiert werden. 
Durch die Bildung weiterer größe-
rer Einheiten kann man dieses Ver-
fahren nun fortsetzen und die wirt-
schaftlichen Prozesse entsprechend 
differenzieren.

In diesen regionalen Strukturen wird 
es viel Arbeit geben, für die es über-
haupt nicht notwendig ist, Geld flie-
ßen zu lassen. Vielleicht gibt es an-

dere Währungen, bestimmte Tausch-
relationen, Zeitkonten, oder ähn-
liches. Arbeit wird dadurch wert-
voll, dass sie konkreten Nutzen stif-
tet und nicht dadurch, dass sie Ein-
kommen schafft.

Wie bereits erwähnt wird es darüber 
hinaus weiterhin industrielle Pro-
duktionsweisen geben. Die Men-
schen werden in Unternehmen ar-
beiten und dort auch Geld verdie-
nen. Nico Paech, der in diesem Be-
reich vielleicht profilierteste Öko-
nom, hält eine durchschnittliche un-
ternehmensbezogene Arbeitszeit von 
20 Stunden für vollkommen ausrei-
chend. Die restliche Zeit steht für 
die Arbeit in der Subsistenzwirt-
schaft und für die gemeinsame soli-
darische Gestaltung des Alltags zur 
Verfügung. Denn – darüber muss 
man sich im Klaren sein – die zu-
nehmende Partizipation sowohl in 
den Unternehmen als auch in den 
unterschiedlichen Ebenen der re-
gionalen Wirtschaft wird umfang-
reiche Absprachen und Willensbil-
dungsprozesse erfordern. Wenn wir 
unser Leben gemeinsam und solida-
risch gestalten wollen, setzt dies vo-
raus, dass wir einen großen Teil un-
serer Zeit mit unseren Mitmenschen 
zusammen verbringen.

Der Alltag in einer 
neuen Ökonomie

In dieser Gesellschaft wird es lang-
samer zugehen. Die Regeln der Öko-
nomie sind eher auf Entschleunigung 
als auf Tempo gestellt. Der Luxus 
wird nicht darin bestehen, im Mo-
natsintervall ein neues I-Phone zu 
kaufen, oder per Flugzeug schnell 
mal nach Spanien zu fliegen. Der 
neue Luxus wird eher in den Mög-
lichkeiten liegen, das unmittelbare 
Umfeld aktiv nach demokratischen 
Spielregeln zu gestalten. Es wird 
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Alternativen zu unserem 
Wirtschaftssystem

Beiratstagung und Mitgliederversammlung 
der CGW, März 2014, Zell am Main

Anwesend waren 12 Mitglieder der 
CGW und ein Gast.

Grundeinkommen
war das Schwerpunktthema der Bei-
ratstagung. Ein Impulsreferat von Al-
brecht Grüsser eröffnete die Diskus-
sion. Es machte deutlich, wie die Fi-
nanzierung des Grundeinkommens 
schon immer in der jahrhunderteal-
ten Geschichte der Idee vom Grund-
einkommen an Rente aus Nutzung 
von Grund und Boden in öffentli-
cher Hand gebunden war. 
In der anschließenden Diskussion er-
gänzte Christoph Körner zur Ideen-
geschichte noch die Leisniger Kas-
tenordnung, verfasst von Martin Lu-
ther in den 1520er-Jahren. Hier ist 
vom gemeinen Kasten die Rede, mit 
dem die Stadt die Grundversorgung 
ihrer Einwohner finanzierte. 
Um sich über das Thema tiefer-
gehend zu informieren, empfiehlt 
sich google alert, ein online-Lite-
raturdienst. Hier kann das Schlag-
wort Grundeinkommen eingegeben 
werden und man erhält regelmäßig 
Links zu neuen Artikeln zum The-
ma im web. Plattformen für Infor-
mationen sind auch basic income 
network. Diese Gruppe veranstal-
tet alle zwei Jahre einen Kongress 
zum Thema (ohne Parteipolitiker). 
Bei den Linken gibt es eine Bundes-
arbeitsgemeinschaft Grundeinkom-
men, deren Arbeit man verfolgen 
könnte. Die Idee vom Grundeinkom-
men hat insgesamt keine eindeutige 
politische Richtung. Unsere zentrale 
Frage sollte immer sein, wie wir als 

CGW das Projekt Grundeinkommen 
mit unseren spezifischen Beiträgen 
zu einer gerechten Wirtschaftsord-
nung befördern können. 

Karin Grundler hob nochmals die 
Bedeutung der Bodenrente für die 
Finanzierung des Grundeinkommens 
hervor. Ebenso verwies sie auf ei-
nen Wandel des Begriffs von Arbeit. 
Über den angelsächsischen Bereich 
und den Neoliberalismus habe sich 
die Vorstellung etabliert, dass der 
Mensch nur durch Arbeit zum voll-
gültigen Bürger werde. Doch müs-
se man beides auseinander halten. 
Arbeitslosigkeit sollte nicht persön-
lich, sondern strukturell interpretiert 
werden. Diese Sicht wird durch ein 
Grundeinkommen gestärkt. 

Christoph Körner betonte, dass wir 
unter Arbeit nicht nur Erwerbsarbeit 
verstehen sollten. Arbeit habe drei 
Dimensionen: Erwerb (Produktion), 
gesellschaftliche Arbeit (heute oft 
als Ehrenamt bezeichnet) und spiri-
tuelle, regenerierende Arbeit (Nach-
enken, …). Alle drei Dimensionen 
sollten gleich je zu einem Drittel be-
wertet werden. Das Grundeinkom-
men stärkt, dass Arbeit nicht ein-
seitig am zu erzielenden Einkom-
men ausgerichtet wird, sondern am 
Sinn. Arbeit würde nicht mehr der-
art zur Ware verkommen.

Fred Malig wies darauf hin, dass 
die „Übersicht über die wichtigsten 
Modelle zum Grundeinkommen“ 
auf Seite 12, die Albrecht Grüs-
ser vorlegte, von verschiedenen Be-
griffen von Grundeinkommen aus-
gingen (bedingungslos vs. bedingt, 

wichtig sein, Zeit für den Auf-
bau und Pflege von vernünfti-
gen Beziehungen aufzuwenden. 
Wir haben Grund zu der An-
nahme, dass uns dies außeror-
dentlich befriedigen und glück-
lich machen wird. Die Auswahl 
der Waren wird kleiner werden, 
die Lieferzeiten länger, die Zahl 
der Produktneuheiten wird sin-
ken. Der Suffizienz in materiel-
ler Sicht steht das Versprechen 
auf ein Mehr an Sinn und Er-
füllung gegenüber. Max Weber 
hat einmal behauptet, eine Wirt-
schaftsform sei danach zu bewer-
ten, welchem Menschentypus es 
optimale Entwicklungsmöglich-
keiten bereitstelle. Es ist an der 
Zeit, dass wir dem Typus, den die 
kapitalistische Wirtschaftsweise 
hofiert, die Grenzen aufzeigen 
und andere menschliche Eigen-
schaften kultivieren. Wir haben 
gute Argumente dafür, dass dies 
ein Gewinn für das Ökosystem 
der Erde, die hungernden Men-
schen in aller Welt und die see-
lische Gesundheit der Menschen 
in den reichen Industrieländern 
sein wird. Die Instrumente und 
die Konzepte für eine derarti-
ge Wirtschaftsordnung sind be-
kannt und stehen uns im Prinzip 
zur Verfügung. Wir müssen sie 
nur aus dem Keller holen.

Norbert Bernholt

Berichte
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etc.). Dieter Fauth ergänzte, dass für 
ein Nachdenken über Grundeinkom-
men auch wichtig sei, welche Vor-
stellung von der Höhe und damit 
der Funktion von Grundeinkom-
men vertreten werde. Auch mein-
te er, möglicherweise sei es besser, 
nicht an idealen Modellen festzu-
halten, die kaum Chancen auf Rea-
lisierung haben, sondern zugunsten 
der Umsetzbarkeit auch Abstriche 
zu machen. Zum Beispiel ist mög-
licherweise eine Finanzierung des 
Grundeinkommens über eine nega-
tive Einkommenssteuer realistischer 
als über Rente aus Grund und Bo-
den in öffentlicher Hand. Ansons-
ten sprechen wir über einen Sys-
tembruch, der nur im Angesicht ei-
ner sozialökonomischen Katastro-
phe denkbar ist. 

Heinrich Bartels plädierte für ein 
Grundeinkommen, ergänzt um eine 
Zuwendung, wenn ein Bildungsan-
gebot wahrgenommen wird.

Nach Karin Grundler verlange ein 
bedingungsloses Grundeinkom-

men nicht nur einen bedingungslo-
sen Zugang zum Boden für den bes-
ten Nutzer, sondern auch einen be-
dingungslosen Geldkreislauf durch 
Leihe ohne Zinsen. Dieter Fauth be-
merkte, dass auch dadurch die Ar-
beit eine neue Bewertung erfahre. 
Zum Beispiel würde in den Unter-
nehmen die derzeitige Dominanz 
des Produktionsfaktors Kapital ge-
genüber der Arbeit zurückgehen. 

Nach Rudi Mehl sei Grundeinkom-
men nur in Verbindung mit Min-
destlohn sinnvoll, sonst werde das 
Grundeinkommen mit niedrigen 
Löhnen „verrechnet“. 

Wir sollten uns auch mit den häu-
fig vorgebrachten Einwänden gegen 
Grundeinkommen systematisch aus-
einandersetzen. Zum Beispiel wird 
das Grundeinkommen wegen un-
serer hoch bewerteten Eigentums-
rechte rasch als Eingriff in die frei-
heitlich-demokratische Grundord-
nung gesehen. Der Widerstand sei 
vor allem in der (am Kapital orien-
tierten) Wirtschaft stark. 

Vielleicht sollte das Prinzip von Fi-
nanzierungen aus Nutzungsrechten 
zuerst an Nutzung von CO² oder sel-
tenen Erden, etc., eingeführt wer-
den und erst, wenn es hier etab-
liert ist, auf den Boden übertragen 
werden (siehe hierzu Fritz Andres: 
Drei-Schichten-Modell, in: Fragen 
der Freiheit, ca. 1996).

Nach Fred Malig sollte sich die 
CGW darüber klar werden, ob sie 
beim Thema Grundeinkommen als 
politischer Player auftreten oder pri-
mär Denkarbeit leisten möchte. Im 
ersten Fall kommt es primär auf die 
pragmatische, politische Umsetzbar-
keit an, im zweiten Fall primär auf 
die Reinheit der Ideen.

Veranstaltungen – 
Kirchentage

Der Katholikentag in Regensburg 
vom 28.05.-1.06.2014 wurde ge-
plant, der unter dem Motto „Mit 
Christus Brücken bauen“ steht. Wir 
haben einen gemeinsamen Stand mit 
der Akademie für Solidarische Öko-

Berichte
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nomie (Standvertreter: Klaus Waz-
lawik). Die CGW wird durch Ma-
ria Keis und Armin Scharf vertre-
ten. Albrecht Grüsser und Rudi Mehl 
versorgen die beiden mit zumindest 
100 Ex. des CGW-Flyers, mit dem 
Artikel von Roland Geitmann: Bi-
bel, Kirchen, Zinswirtschaft, mit der 
Schrift von Roland Geitmann: Da-
mit Geld dient sowie mit ca. 4 Pla-
katen aus dem Plakatkatalog. 

Auf dem regionalen Katholikentag 
der Diözese Speyer, der unter dem 
Motto „Gutes Leben für alle“ steht 
und in den Wolfgang Heiser invol-
viert ist, wollen wir einen work-
shop anbieten.

Für den Deutschen Evangelischen 
Kirchentag 2015 in Stuttgart vom 3.-
7.06.2015 werden wir einen Stand 
für die CGW anmelden. Die Stand-
gestaltung wird auf der Beiratsta-
gung von 2/2015 besprochen. 

Verschiedenes
Heinrich Bartels brachte die Grund-
steuerreform ins Gespräch. Doch 
beschloss das Gremium (zum wie-
derholten Male), sich nicht als CGW 
auf diesem Gebiet engagieren zu 
wollen. Die Initiative „Grundsteu-
er: Zeitgemäß!“ www.grundsteu-
erreform.net, über die immer wie-
der berichtet wird, hat dieses The-
ma schon erfolgreich in die öffent-
liche Diskussion eingebracht.

Heinrich Bartels macht auf die Ge-
meinwohlökonomie von Christian 
Felber aufmerksam. Grundidee ist, 
über verschiedene Kriterien das Ge-
meinwohl von wirtschaftlichen Ak-
tivitäten zu messen. Dann soll nicht 
mehr nur nach dem Gewinn, sondern 
nach dieser Bepunktung besteuert 
werden. Wir beobachten dies wei-
ter, insbesondere unter dem Blick, 
ob für den Bewertungskatalog auch 

freiwirtschaftliche Kriterien ange-
wendet werden. 
Die Überarbeitung unserer website 
wird auf 2015 vertagt.
Werner Onken regt an, dass wir uns 
bei der Organisation des interreli-
giösen Wirtschaftsdialogs beteili-
gen sollten. 

nächste Beiratstagung
Schwerpunktthema für die Beirats-
tagung 2015 soll die Weiterarbeit 
am Grundeinkommen mit Schwer-
punkte (1) Begriff von Arbeit und 
(2) Unternehmensverfassung sein. 
Zum Schwerpunkt (1) wird Chris-
toph Körner, zum Schwerpunkt (2) 
Rudi Mehl ein Impulsreferat vortra-
gen. Es soll Samstagvormittag und 
-nachmittag daran gearbeitet wer-
den. Evtl. könnte das Thema 2016 
mit dem Schwerpunkt Postwachs-
tum weitergeführt werden, wobei 
Fred Malig dann ein Impulsreferat 
halten könnte. 
Die nächste Beiratstagung + Mit-
gliederversammlung soll in Magde-
burg vom 13.-.15.3.2015 stattfinden.

CGW-
Mitgliederversammlung

Unter den Berichten des Vorstandes 
kam es lediglich zu einem neuen Be-
richt, nämlich dem des Geschäfts-
führers und Schatzmeisters Albrecht 
Grüsser. In 2013 sind 19 Mitglieder 
ausgeschieden und 4 neue Mitglie-
der aufgenommen worden. Der Mit-
gliederstand beträgt jetzt 186.
Die Einnahmen-Überschuss-Rech-
nung (siehe „CGW-Einnahmen-
Überschuss-Rechnung 2013“ auf 
Seite 20) wurde vorgestellt und er-
läutert. Danach beantragte der Kas-
senprüfer Gerhard Küstner die Ent-
lastung des Schatzmeisters und des 
gesamten Vorstandes. Die Versamm-

lung erteilte zunächst dem Schatz-
meister Entlastung (1 Enthaltung), 
danach dem weiteren Vorstand (3 
Enthaltungen).

Bei der Aussprache zu den Berich-
ten regte Dieter Fauth an, dass wir 
uns regelmäßig im Beirat mit den 
Tätigkeiten der befreundeten Orga-
nisationen im jeweiligen Geschäfts-
jahr befassen sollten. Albrecht Grüs-
ser wird künftig hierfür sorgen, dass 
dies geschieht. 

Werner Onken und Christoph Körner 
machen darauf aufmerksam, dass wir 
künftig auch die Arbeit vom Bund 
religiöser Sozialisten und von den 
Christen für den Sozialismus wahr-
nehmen sollten. 

Als künftiger Geschäftsführer war 
ab 2015 Dieter Petschow vorgese-
hen. Wegen seiner Erkrankung soll 
Albrecht Grüsser für diesen Zeit-
raum weiter im Amt bleiben. 

Auf Antrag von Karin Grundler wird 
der Werte-Kodex auf die Website der 
CGW gestellt.

Christoph Körner, Albrecht Grüsser, 
Werner Onken und Rudolf Mehl wer-
den die Gedenktagung für Roland 
Geitmann über Christi Himmelfahrt 
besuchen. Wegen des zeitlich paral-
lelen Katholikentages können diese 
Personen nicht in Regensburg sein. 

Rosewitt Malig freut sich, dass bei 
der CGW nicht in jedem zweiten Satz 
das Christentum erwähnt wird, regt 
aber doch mehr Bezug der Arbeit 
zur Religion an. Zum Beispiel soll-
te gesagt werden, was für die CGW 
Reich Gottes ökonomisch bedeute. 
Christoph Körner verweist auf ent-
sprechende Artikel im Rundbrief. 

Dieter Fauth

Berichte
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Christen für gerechte Wirtschaftsordnung  -  77694 Kehl

zum Vergleich die Zahlen 2012
Einnahmen

Spenden und Beiträge 8.936,21 8.771,61
153,80 9.090,01 259,30 9.030,91

Ausgaben

Einkauf und Herstellungskosten Schriften 1.830,16 2.128,22
Beiträge 480,00 630,00
Reisekosten 1.013,70 1.240,90
Zeitschriften 20,00 40,30
Porto, Telefon 1.300,60 1.287,10
Bürobedarf 487,99 333,05
Messen, Ausstellungen, Kirchentage 859,65 1.061,70
Kosten des Geldverkehrs 115,50 200,70
Forschungsstipendium 100,00
Aufwandsentschädigungen 1.800,00 1.800,00
Sonstige Aufwendungen 148,90 468,63
Abschreibung PC 182,00 8.238,50 131,10 9.421,70

851,51 -390,79

Kassenbericht für das Jahr 2013

Vereinsvermögen am 1. Januar 2013 2.544,04
Einnahmen 2013 9.090,01
Ausgaben 2013 -8.238,50
Vermögensmehrung 2013 851,51

Vereinsvermögen am 31. Dezember 2013 3.395,55

Das Vereinsvermögen setzt sich zusammen aus
Kassenbestand 124,42
Konto GLS Gemeinschaftsbank eG Bochum (Spar) 61,41
Konto GLS Gemeinschaftsbank eG Bochum (Giro) 2.822,33

153,39
Buchwert PC 234,00

3.395,55

Berlin am 25. Februar 2014 Albrecht Grüsser
Geschäftsführer

Einnahmen-Überschußrechnung 2013

Einnahmen aus Schriftenverkauf

Überschuß 2013/Unterdeckung 2012

Genossenschaftsanteil ÖkoGeno Freiburg

CGW-Einnahmen-Überschuss-Rechnung 2013
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Erläuterungen zu einzelnen Positionen

bis auf einen Betrag in Höhe von 150,00 € ohne Zweckbindung gegeben worden.
150 € wurden für die EUROPA-Tagung am 29/30.5.2014 gespendet.

Aufwendungen verbucht:
Druck Rundbriefe 1.772,33
Nachdruck der grünen Faltblätter 57,83

1.830,16

Kairos Europa 150,00
Erlassjahr 50,00
Ikvu 150,00

50,00
ÖNiD 50,00
Kooperation f.d.Frieden 30,00

480,00

Mitglieder, die für die CGW unterwegs waren, konnten sich ihre

Teilweise wurden Erstattungen wieder zurückgespendet.

den DEKT (542,00 €) sowie das Vortragshonorar Dr. H.G.Wagner bei der MV 2013 (317,65 €).

1.800,00

28,90
Club-Beitrag WEB.DE - wegen Spamfilter 60,00

60,00
148,90

Die ausgewiesenen Spenden und Beiträge sind in diesem Jahr

Unter der Position "Einkauf und Herstellungskosten von Schriften" sind folgende

Unter der Position Beiträge förderten wir

attac 

Reisekosten (dieses Jahr zur Mitgliederversammlung und zu DEKT) erstatten lassen.

Unter Messen, Ausstellungen und Kirchentage wurden die Aufwendungen verbucht für

Aufwandsentschädigung für Geschäftsführung

Unter Sonstiger Aufwand wurden insbesondere verbucht:
Webhost One - Webmaster

Stadtführung anläßlich der MV 2013
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Die Zukunft, die wir meinen – 
Leben statt Zerstörung

Mainzer Botschaft der Ökumenischen Versammlung 2014

Der seit Jahrzehnten stattfinden-
de ökumenische Prozess für „Ge-
rechtigkeit, Frieden und Bewah-
rung der Schöpfung“ findet einen 
Ausdruck in einer Reihe Ökumeni-
scher Versammlungen. Durch den 
jüngsten Aufruf der Vollversamm-
lung des Ökumenischen Rates der 
Kirchen (ÖRK) in Busan 2013 zu 
einem auf sieben Jahre angesetz-
ten „Pilgerweg der Gerechtigkeit 
und des Friedens“ ermutigt, fan-
den sich über 500 engagierte Men-
schen aus Österreich, der Schweiz, 
Deutschland und anderen Ländern 
(u.a. Ukraine), darunter viele Exper-
tinnen und Experten, in Mainz vom 
30. April bis 04. Mai 2014 zusam-
men. In vielen Workshops, Vorträ-
gen, Open Space-Phasen und Dis-
kussionsforen beschäftigten wir uns 
mit den aktuellen Problemen unse-
rer kapitalistische Wirtschafts- und 
Lebensweise. Mit Papst Franziskus 
sind wir der Meinung: „Diese Wirt-
schaft tötet.“ Wir suchen eine „Öko-
nomie des Lebens“.

Aspekte von 
Gerechtigkeit heute

Menschen sind noch immer den 
Zwängen der Ungleichheit und des 
Hungers ausgesetzt, obwohl genug 
für alle da ist.

Deshalb setzen wir uns ein:

•	 für eine weltweite solidarische Si-
cherung der Grundbedürfnisse ei-
nes jeden Menschen

•	 für die Angleichung von Einkom-
men und Vermögen

•	 für einen für die heutige und zu-
künftige Generation gerechten Zu-
gang zu den Ressourcen

•	 für eine Geldschöpfung in öffentli-
cher Hand nach demokratisch ge-
fassten Regeln

Aspekte von Frieden heute
Menschen befinden sich in einer zer-
störerischen Spirale der Gewalt, wie 
sie mit sich und anderen umgehen.
Deshalb setzen wir uns ein:
•	 für einen sofortigen Stopp von 

Rüstungsexporten
•	 für einen Militärausstieg in Schrit-

ten
•	 für die Anerkennung von gewalt-

freier Kommunikation und zivi-
ler Konfliktbearbeitung als Le-
bensmaxime

Aspekte der Bewahrung 
der Schöpfung heute

Die Menschen, die sich als „Krone 
der Schöpfung“ verstanden haben, 
sind zur Krone der Erschöpfung der 
Welt geworden.
Deshalb setzen wir uns ein:
•	 für die Abkehr vom Wachstums-

dogma
•	 für das Ende der Ausbeutung der 

Mitwelt (Natur und Mensch)
•	 für Anerkennung der ökologischen 

Vielfalt der Kulturen

Darum ist eine große, 
gemeinsame Transformation 

notwendig.
Im Folgenden werden die Aspekte 
noch weiter ausgeführt.

„Niemand kann zwei Herren die-
nen… Ihr könnt nicht beiden dienen, 
Gott und dem Mammon.“ (Mt 6,24)

Wir, als ökumenisch-christliche Ba-
sisbewegung, stehen vor einer sol-
chen Entscheidungssituation, die Je-
sus hier vor 2000 Jahren zum Aus-
druck gebracht hat. Die zeitgemä-
ße Übersetzung des aramäischen 
Wortes Mammon heißt „Kapital“. 
Der entscheidende Zeitpunkt (Kai-
ros) für eine grundlegende Einsicht 
zu einem bewussten Handeln ist ge-
kommen. Das aktuelle Zivilisations-
modell steht sozial, ökologisch und 
ökonomisch grundsätzlich in Frage. 
Frühe jüdische Propheten, Vertre-
ter anderer Weltreligionen und Je-
sus von Nazareth traten öffentlich 
auf – so auch wir, weil Gerechtig-
keit, Frieden und Ablassen von der 
Schöpfungszerstörung Anliegen der 
Menschen-Gemeinschaft sind.

Vision (via positiva)

Die Ökumene ist ein lebendiger Pro-
zess in der Welt. Sie findet ihren Aus-
druck in vielfältigen lokalen, regio-
nalen und internationalen Gruppen. 
Trotz zunehmender Krisen der letz-
ten 30 Jahre und trotz des Mantras 
der Alternativlosigkeit, das uns die 
regierungsamtliche Politik einreden 
will, arbeiten wir weiter, ermutigt 
und gestärkt durch die Kraft Gottes.

Die Vision vom Reich Gottes und 
die Lebensmaximen von Schalom, 
Buen Vivir, Sangsaeng, Humanitas 
und Ubuntu geben uns eine Vorstel-
lung von dem, was wir uns für die 
Welt wünschen.
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Skandal (via negativa)

Häufig fehlt uns die Rückendeckung 
von den offiziellen Kirchenleitungen. 
Auf internationaler Ebene wird von 
Versammlung zu Versammlung die 
Kritik an der bestehenden Situation 
vertieft und Alternativvorschläge er-
arbeitet. Trotz allen Wissens spielen 
sie aber im Alltag leider nur eine un-
tergeordnete Rolle.

Der aktuellen gemeinsamen Sozia-
linitiative des Rates der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland und der 
Deutsche Bischofskonferenz wider-
sprechen wir deshalb in ihrer Akzep-
tanz eines neoliberalen Sozialstaats 
mit ökologischem Anstrich. Wir sa-
gen: Unser derzeitiges Wohlstands-
modell und unsere Wirtschaftsord-
nung sind ethisch und ökologisch 
nicht akzeptabel.

Das ganze Leben wird von einer 
kapitalistische Anhäufungs- und 
Wachstumslogik beherrscht, die zur 
„Staatsreligion“ geworden ist. Die-
se beherrscht unseren Alltagsver-
stand. Zwar erkennen viele, dass wir 
Nutznießer des Systems sind, aber 
wir lassen uns immer noch benut-
zen dieses System bereitwillig oder 
gedankenlos zu legitimieren.

Wir machen uns dabei eines Ver-
brechens gegenüber einem Groß-
teil der Menschheit schuldig. Die-
ses Verbrechen hat viele Gesichter: 
Ausbeutung und Missbrauch unse-
rer Mitwelt, soziale Gegensätze (wie 
z.B. einerseits Hungertote, ande-
rerseits Lebensmittelvernichtung), 
Ausgrenzungsmechanismen, Ab-
wehr schutzsuchender Flüchtlinge 
(„Festung Europa“), Rüstungspro-
duktion und bewaffnete Konflikte 
auch für wirtschaftliches Wachs-
tum, die mit unserem Steuergeld fi-
nanziert werden.

Herausforderung und 
Wandel (via transformativa)

Was können Kirchen tun?

Wie wichtig eine Bündelung der 
Alternativen gerade auch im kirch-
lichen Bereich ist, haben uns diese 
Tage wieder eindrücklich vor Au-
gen geführt. Der Realität eines „Gu-
ten Lebens“ von Wenigen, muss die 
Realität eines „Gutes Zusammenle-
ben“ aller Menschen entgegenge-
stellt werden.

Dafür sollte die Ökumene die Trans-
formation auf sozialer, ökologischer, 
ökonomischer und politischer Ebe-
ne voranbringen. Wir können da-
bei auf unsere Fülle an biblischen 
Überlieferungen, aber auch ande-
rer Philosophien und Religionen 
zurückgreifen. Das tätige Mitge-
fühl für die Mitmenschen, die Ehr-
furcht vor dem Leben, die Bewah-
rung und Heilung der Schöpfung, 
die Gewaltfreiheit, das sind Hand-
lungsansätze für uns, die für eine ra-
dikale Veränderung des derzeitigen 
Zivilisationsmodells sorgen können. 
Die gestörten Beziehungen zwischen 
Menschen, zwischen Menschen und 
Natur, zwischen Vergangenheit und 
Zukunft, sind nicht durch eine Ent-
wicklung zu überwinden, die die 
Spaltungen vertieft, sondern im ge-
meinsamen Schaffen einer weltum-
spannenden Gesellschaft des „Gu-
ten Zusammenlebens“.

Kirchengemeinden können Orte der 
Transformation werden, Werkstätten 
für soziale, ökologische und gewalt-
überwindende neue Wege. Die Pil-
ger auf dem Lernweg der Gerechtig-
keit, des Friedens und der Bewah-
rung der Schöpfung brauchen die-
se Orte der Einkehr und des Aus-
probierens. Wir alle sind deshalb zu 
Aufbauprojekten, die sich am pau-
linischen Begriff der „oikodome“ 

inspirieren, aufgerufen, denn jeder 
Hausbau und Wegabschnitt ist nur 
gemeinsam zu bewältigen. Wir sind 
zur Zeit auf so einem wichtigen Ab-
schnitt, der via transformativa. 
Gehen und gestalten wir ihn in der 
Gesellschaft!

Was kann 
Zivilgesellschaft tun?

Wir lehnen die derzeitige „marktkon-
forme Demokratie“ ab, stattdessen 
wollen wir eine demokratiekonforme 
Wirtschaftsweise und das Abschaf-
fen jeglicher oligarchischer Struktu-
ren. Wir brauchen Verfassungskon-
formität der Wirtschaft. In unseren 
Verfassungen sind Kooperation und 
Gemeinwohl und nicht Konkurrenz, 
Ausbeutung und profitorientierte Be-
reicherung festgeschrieben.
In der solidarischen Ökonomie fin-
den sich die beiden Prinzipien „Ko-
operation statt Konkurrenz“ und 
„Sinn statt Gewinn“. Diese erwei-
tert um die Ideen einer gemeinwohl-
orientierten Ökonomie münden in 
konkreten politischen Forderungen. 
Die derzeitige private Geldschöp-
fung muss in die öffentliche Hand 
mit demokratisch gefassten Regeln 
übernommen werden. Jeder Kredit 
soll an seiner Gemeinwohlorientie-
rung überprüft werden, damit kop-
pelt man die Geldmenge an den Fort-
schritt einer solidarischen, gemein-
wohlorientierten Ökonomie. Das bi-
blische Zins-Verbot und die prophe-
tische Anklage von Nahrungsmittel-
spekulation sind als konkrete For-
derungen zu beachten.
Als weitere konkrete Forderung 
auf dem Weg ist die Befreiung je-
des Menschen auf der Welt aus den 
Zwängen von Hunger, Krankheit und 
fehlender Entfaltungsmöglichkeit 
zu nennen. Daher ist eine solidari-
sche weltweite Grundsicherung um-
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zusetzen. Diese beinhaltet den Zu-
gang zu Nahrungsmittel, Trinkwas-
ser, Wohnraum, Gesundheitsfürsor-
ge, Bildungseinrichtungen und regi-
onaler Mobilität als Gemeingüter für 
jeden Menschen. Sie werden durch 
die Gründung lokaler und regiona-
ler, profitfreier Kooperativen ermög-
licht, wie bereits weltweite Beispie-
le zeigen. Eine solche kann auch die 
Kirchengemeinde vor Ort sein.

Den Illusionen der kapitalistischen 
Ökonomie wird damit eine konkre-
te Alternative entgegengestellt. Die-
se dezentral verwaltete solidarische 
Ökonomie kann neben der Ernäh-
rungssouveränität auch die Ener-
giesouveränität durch erneuerba-
re und nachhaltige Energien errei-
chen. Vor allem im Hinblick auf die 
CO2-Reduzierung auf 2 t pro Per-
son pro Jahr und dem 2 Grad-Ziel 
sind Energiesuffizienz (verantwor-
tungsvoller Verbrauch) und Energie-
subsistenz (Selbsterzeugung) wich-
tig. Daher ist auch eine industrielle 
Abrüstung vonnöten.

Wir lehnen die aktuell diskutierten 
transatlantischen Freihandels- und 
Investitions-abkommen TTIP (EU-
USA) und CETA (EU-Kanada) ge-
rade auch vor diesem Hintergrund 
ab. Sie müssen durch einen breiten 
und starken zivilgesellschaftlichen 
Protest und Lobbyarbeit verhindert 
werden, da sie all die erreichten 
und noch angestrebten Standards 
einer Wirtschaft im Dienst des Le-
bens aushebeln würden. Wir unter-
stützen daher die zivilgesellschaft-
lichen Kampagnen, u.a. des Bünd-
nisses „Unfairhandelbar“, die dazu 
aufrufen, die Europawahl zur Ent-
scheidung gegen das TTIP und CETA 
zu nutzen. Wir brauchen Struktu-
ren, die faires Handeln wirklich er-
möglichen und die sich an ökolo-
gischen, sozialen und friedensför-

dernden Bedingungen messen las-
sen müssen. Wir regen an, dass das 
Ökumenische Netz in Deutschland 
einlädt zu einer Strategiekonferenz 
mit den Gewerkschaften, sozialen 
Bewegungen und allen Initiativen, 
die sich für die große Transformati-
on der Gesellschaft einsetzen.

Entschieden widersprechen wir dem 
militärischen Engagement der Bun-
desrepublik Deutschland und aller 
anderen Länder. Aus dem Teilneh-
merkreis der Ökumenischen Ver-
sammlung wurde eine Idee einer Ar-
beitsgruppe eingebracht, die sich aus 
Fachleuten der zivilen Konfliktbe-
arbeitung, des Entwicklungsdiens-
tes, von Organisationen der alterna-
tiven Ökonomie und Ökologie und 
der Friedensbewegung zusammen-
setzen soll. Aufgabe wäre ein Kon-
zept für den Militärausstieg - Frie-
denssicherung und Schutzverant-
wortung ohne Militär - zu erarbei-
ten. Dieses wird zur öffentlichen 
Diskussion gestellt. Die Ächtung 
der Drohung und Anwendung von 
militärischer Gewalt in Konflikten 
ist die Voraussetzung, dass interna-
tionale völkerrechtliche Vereinba-
rungen zum Schutz des Weltklimas 
und einer fairen Weltwirtschaft end-
lich zu Stande kommen. Zudem ist 
es notwendig für die überfällige Be-
endigung der skandalösen Rüstungs-
forschung, -produktion und -export.

Die technologische Entwicklung hat 
einen Stand erreicht, der die umfas-
sende Überwachung ermöglicht. 
Durch die Enthüllungen bezüglich 
NSA und anderer Geheimdienste 
ist bekannt, dass diese Möglichkei-
ten auch genutzt werden. Wir leh-
nen jegliche Art der Überwachung 
ab und fordern den Schutz der Pri-
vatsphäre.

Die universale Achtung der Men-
schenrechte lässt keinen Raum für 

ihre Einschränkung oder Nichtbe-
achtung. Menschenrechtsverletzun-
gen müssen benannt, zur Anklage 
gebracht und bestraft werden, von 
wem und an wem auch immer sie 
begangen werden.

Fraglos ist es für das Überleben der 
Menschheit elementar, dass wir un-
seren Kindern und Enkeln ermögli-
chen, dass sie das, was sie beim Ein-
tritt in diese Welt mitbringen, weiter 
entfalten können: ihr urwüchsiges 
Vertrauen, ihre Neugierde auf die 
Welt, ihre Freude und Kreativität. 
Der Wandel von Lebenseinstellun-
gen in unserer Kultur, zu der auch 
das Bildungswesen gehört, vollzieht 
sich durch die Begegnung auf Au-
genhöhe, der Gleichwertigkeit der 
Meinungen und gegenseitiger Wert-
schätzung. Damit wird den Kindern 
der Raum geöffnet, Vielfalt stärker 
als Chance begreifen zu können. 
So können sie in achtsamem, ver-
trauens- und liebevollem Umgang 
miteinander zu Konsenslösungen 
kommen. Das ist die kulturelle Vo-
raussetzung für friedlichen, Krie-
ge ausschließenden, Umgang mit-
einander. So leben wir unsere All-
verbundenheit in heilsamer Weise. 
Wir haben uns auf diesen Weg be-
geben und bitten dabei um die Un-
terstützung aller gesellschaftlichen 
Kräfte, die sich für das Überleben 
der Menschheit engagieren und bie-
ten allen diesen Kräften unsere Un-
terstützung an.

Was kann die/der 
Einzelne tun?

Die Frage des „Genug“ ist eine sehr 
persönlich zu beantwortende Fra-
ge. Deswegen haben Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer der Versamm-
lung eine konkrete Selbstverpflich-
tung verfasst.
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Allein schaffen wir das nicht. Wir brauchen einan-
der und wir brauchen den göttlichen Beistand auf 
unserem Weg der Transformation.

Mit den Worten von Dorothee Sölle können wir beten:

Nicht du sollst meine probleme lösen 
sondern ich deine gott der asylanten 
nicht du sollst die hungrigen satt machen 
sondern ich soll deine kinder behüten 
vor dem terror der banken und militärs 
nicht du sollst den flüchtlingen raum geben 
sondern ich soll dich aufnehmen 
schlecht versteckter gott der elenden	

Du hast mich geträumt gott 
wie ich den aufrechten gang übe 
und niederknien lerne 
schöner als ich jetzt bin 
glücklicher als ich mich traue 
freier als bei uns erlaubt

Hör nicht auf mich zu träumen gott 
ich will nicht aufhören mich zu erinnern 
dass ich dein baum bin 
gepflanzt an den wasserbächen 
des lebens

Dorothee Sölle, Ich dein baum, in: Den Rhythmus 
des Lebens spüren, Freiburg i.Br.

2001, 187.

Diese Ökumenische Versammlung erfordert eine 
Fortsetzung in 3-4 Jahren zur Überprüfung der ein-
gegangenen Verpflichtungen und Vorhaben.

Mainz, am 4. Mai 2014

Übergeben an den ÖRK zu Händen von Dr. Mar-
tin Robra

Selbstverpflichtung:

Hiermit verpflichte ich mich,  

________________________________________

zu einem persönlichen Aufbruch. Ich will am sie-

ben Jahre langen Pilgerweg der Ökumene zu Ge-

rechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung 

teilnehmen.

Ich verpflichte mich daher:

•	 einen Lebensstil anzustreben, der ein „Gutes Zu-

sammenleben“ aller Menschen ermöglicht

•	 Gemeingüter wie Wasser, Land und Luft zu schüt-

zen.

•	 mir Wissen anzueignen, dieses mit anderen zu 

teilen und dadurch Strukturzusammenhänge (wie 

z.B. der Schere zwischen Arm und Reich und un-

gleich verteilte Ressourcennutzung) zu erkennen 

und zu verändern

•	 zu einer Ökumene des Miteinanders aller Religio-

nen und Weltanschauungen gegen Intoleranz und 

gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

•	 zu größerer Wertschätzung von allen Formen von 

Arbeit

•	 zu einer Willkommenskultur für Schutzsuchende 

und Flüchtlinge

•	 zu einer Überprüfung des eigenen Konsumver-

haltens und zum Teilen eigener finanzieller Mittel

•	 zu einer Weitergabe der oben genannten ethischen 

Lebensmaximen in der eigenen Familie und im 

engsten Umfeld.
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 Bücherecke

Friedrich Schorlemmer: „Die Gier 
und das Glück: Wir zerstören, wo-
nach wir uns sehnen.“ Herder-Ver-
lag Freiburg i. Br. 2014, 174 Seiten 
Der bekannte Autor, Theologe und 
Publizist schrieb dieses Buch im 
Nachgang zu seinem Artikel Geld 
und Gewissen - Das Prinzip Gier, 
der am 11. Juli 2013 in der ZEIT er-
schien und mit 130 Kommentaren 
eine große Diskussion auf ZEIT-on-
line ausgelöst hat. Wohl wegen seiner 
apodiktischen Ausdrucksweise, die 
zu manchem Missverständnis führte 
(„Der Mensch muss einen zügeln-
den Herrn über sich haben“), waren 
die meisten Beiträge kritischer Na-
tur. Dies veranlasste Schorlemmer 
wohl dazu, wie er es selbst im Nach-
wort schreibt, diese „Überlegungen 
weiterzuentwickeln“. 
So entstand das Buch „Die Gier und 
das Glück“, das den Spannungsbo-
gen Glück und Gier als kreative Le-
benskunst betrachtet, die sich für den 
Menschen mit dem Entschluss ver-
bindet, „einfach zu leben, mit dem 
Wunsch, einfach zu leben“ (S.13). 

So gehören für Schorlemmer „Glück 
und Gier“ ebenso wie „Glück oder 
Gier“ zusammen (S.16). In dieser 
Dialektik spürt er in 24 essayhaften 
Abschnitten dem Sinn des Lebens 
nach, der das Glück ausmacht. Mit 
brillanten Wortspielen und klarsich-
tiger Sprache , die eine wahre Lese-
lust hervorrufen, versucht er Schritt 
für Schritt zwischen den Extremen 
die Lebenskunst Glück zu beschrei-
ben. „Glücklich ist nach meiner Auf-
fassung, wer das Intensive und das 
Extensive als ein Gleichgewicht zu 
leben vermag“ (S.52) oder „Das 
Karge schätzen, aber nie das Schö-
ne entbehren... Das Bescheidene be-
vorzugen, ohne das Genießende zu 
unterlassen“ (S.57). Wie aber kann 
dies in einer Gesellschaft gelingen, 
die Mehr-haben-wollen mit Glück 
verwechselt? 
Schorlemmer appelliert an die Wil-
lensfreiheit des Individuums, kluges 
Maßhalten zu verwirklichen: „Ver-
lieren wir den Sinn für kluges Maß-
halten, büßen wir das Augenmaß für 
das Leben und das Lebendige ein“ 
(S.139). Er unterstreicht dies mit 
einer Unmenge von Zitaten (weni-
ger wäre mehr gewesen!) aus der 
Bibel, von Kirchenvätern, Philoso-
phen, Schriftstellern und Künstlern, 
die alle hilfreich sein mögen, aber 
nur für ein bestimmtes Bildungs-
bürgertum ausgewählt sind. Hier ist 
der Autor mehr Prediger denn Ge-
sellschaftsanalytiker. Sonst hätte er 
auch die Ergebnisse der Glücksfor-
schung aufgegriffen, die weiter rei-
chen, als seine Ausführungen zei-
gen. So mangelt es auch an einer 
genauen Begriffsbestimmung von 
Gier. In der Psychologie wird ein-
deutig zwischen Begehren und Be-
gierde unterschieden, der Schorle-
mmer nicht folgt, obwohl er intuitiv 

selbst die Unsicherheit spürt, wenn  
er schreibt: „Es gibt auch ein Be-
gehren (eine Gier?) nach Reinheit, 
die in jedem Fall unerfüllt bleiben 
muss.“ (S. 121). 

Unbefriedigend bleibt für den Le-
ser auch, dass der Autor zwar die 
„Weltrevolution“ mit neuen Krite-
rien für eine gerechte Finanz- und 
Wirtschaftsordnung fordert (S. 110), 
aber nicht über schon bekannte und 
vorgelegte Kriterien berichtet, die die 
„Transformation der Geld- und Ei-
gentumsordnung“ beinhalten, die z. 
B. Ulrich Duchrow in seinem Buch 
„Gieriges Geld“, München 2013) 
vorgelegt hat. Dies überrascht inso-
fern, da Schorlemmer zwar Duch-
rows Buch zitiert, nicht aber des-
sen Kriterien rezipiert (S. 67). Viel-
leicht liegt dies daran, dass Schorle-
mmer nur das Individuum im Blick 
hat, nicht aber die Wechselwirkung, 
die zwischen kapitalzentrierter Wirt-
schaft und menschlicher Psyche be-
steht („Weltveränderung ist zuvör-
derst Selbstveränderung“ S. 122). 
Dennoch zweifelt er selbst an die-
ser Weltveränderung durch Selbst-
veränderung, wenn er abschließend 
schreibt: „Weil wir uns nicht ändern 
werden, müssen wir eine so gelasse-
ne wie exakt vorgehende Praxis ent-
wickeln, welche die große Katastro-
phe verhindert, ohne an die Grund-
substanz des menschlichen Irrstre-
bens gehen zu wollen“ (S. 163). Ob 
aber diese Praxis so aussehen wird 
und wünschenswert ist wie es der Au-
tor fordert („Technologische Furcht-
losigkeit plus christliche Demut“ S. 
163), bleibt eine offene Frage, die 
beim Rezensenten mehr Skepsis als 
Optimismus auslöste. 

Christoph Körner
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Tagungen – Veranstaltungen

Anders Wirtschaften –  
Neue Wege der Transformation

13. bis 15.Juni 2014, Heidelberg, Forum am Park und 
Stadtbibliothek: Kongress der Akademie Solidari-
sche Ökonomie in Kooperation mit der Initiative Ge-
meinwohlökonomie Rhein-Neckar und dem Welthaus 
Heidelberg (EWZ)

weitere Informationen: www.akademie-solidarische-
oekonomie.de/index.php/sitemap/termine/details/11-
akademie-plenartagung-juni-2014

Akademietagung Herbst 2014
31.10.2014 - 02.11.2014, Stiftung Adam von Trott, 

36179 Imshausen

CGW offene Beiratstagung + Mitgliederversammlung
13.-.15.3.2015, Mauritiushaus 39167 Niederndodeleben

Wir werden wieder ei-
nen Informationsstand 
anmelden. Mitwirken-
de sind herzlich will-
kommen.

Regelmäßige weitere 
Veranstaltungen

Gesprächskreis über 
Geld- und Wirtschafts-
fragen
Normalerweise an je-

dem ersten Montag 
im Monat, 17.00 Uhr 
bis ca. 19.00, im Café 
am Tiergarten gegen-
über dem Karlsruher 
Hauptbahnhof. Bei 
Interesse bitte zur Si-
cherheit den nächsten 
Termin erfragen.

Kontakt und Info: 
Tanja Rathgeber, 
Tel.0721/9431437, E-Mail TanjaRathgeber@hot-
mail.com und Werner Stiffel, Tel. 0721/451511, E-
Mail Werner.Stiffel@t-online.de

Weitere Veranstaltungshinweise im Internet

Viele Vereinigungen und Initiativen bieten Veran-
staltungen zu den Themen Geld- und Bodenordnung 
an, noch größer ist die Zahl von Veranstaltungen, die 
sich mit Alternativen zur herrschenden Wirtschafts-
ordnung beschäftigen.
Wir beschränken uns deswegen auf Veranstaltungen, 
die wir CGW bzw. Akademie anbieten bzw. an de-
nen wir maßgeblich beteiligt sind.
Unsere sowie weitere Veranstaltungen zur Geld- und 
Bodenordnung finden Sie insbesondere bei
www.cgw.de -> Veranstaltungen
www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.

php/sitemap/termine
www.humane-wirtschaft.de/terminkalender
www.inwo.de/terminkalender
www.sozialwissenschaftliche-gesellschaft.de
www.grundeinkommen.de/termine

Enthüllung des Plakatmotivs
Quelle: Kirchentag

http://www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.php/sitemap/termine/details/11-akademie-plenartagung-juni-2014
http://www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.php/sitemap/termine/details/11-akademie-plenartagung-juni-2014
http://www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.php/sitemap/termine/details/11-akademie-plenartagung-juni-2014
http://www.cgw.de
http://www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.php/sitemap/termine
http://www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.php/sitemap/termine
http://www.humane-wirtschaft.de/terminkalender/
http://www.inwo.de/terminkalender/
http://www.sozialwissenschaftliche-gesellschaft.de/
https://www.grundeinkommen.de/termine
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Die größte Angst 
Unsere größte Angst ist nicht, unzulänglich zu sein.

Unsere größte Angst besteht darin, 
unermesslich mächtig zu sein. 

Unser Licht, nicht unsere Dunkelheit, 
ängstigt uns am meisten. 

Wir fragen uns, wer bin ich überhaupt, um strahlend, 
bezaubernd, begnadet und phantastisch sein zu dürfen? 

Wer bist du denn, dass du das nicht sein darfst? 
Du bist ein Kind Gottes. 

Es dient der Welt nicht, wenn du dich klein machst. 
Sich herabzusetzen, nur damit unsere 

Mitmenschen sich nicht verunsichert fühlen, 
hat nichts mit Erleuchtung zu tun.

Uns allen ist es bestimmt, wie Kinder zu strahlen. 
Wir wurden geboren, um die Herrlichkeit 

Gottes in uns zu verwirklichen.
Es ist nicht nur in einigen Menschen,  

sondern in jedem von uns. 
Und wenn wir unser Licht leuchten lassen, 
geben wir damit anderen unwillkürlich 

die Erlaubnis, dasselbe zu tun. 
Wenn wir losgelöst sind von unserer eigenen Angst, 

wird unsere Anwesenheit andere befreien –  
ganz ohne unser Zutun. 

Marianne Williamson, A Return To Love, Harper Collins, 1992
http://de.spiritualwiki.org/Wiki/DieGroessteAngst
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